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§ 1. Charakter des Urheberrechts. 

I. Nach heutigem Recht ergreift die Zwangsvollstreckung 
wegen Geldforderungen (Z.-P.-O. § 803 ff.) nur Vermögensrechte, 
während alle andern Rechte der Zwangsvollstreckung entzogen 
sind. Ein Vermögensrecht ist ein Recht, das einen Vermögens- 
wert hat. Eine weitere Voraussetzung der Pfändbarkeit ist die, 
dass das Recht übertragbar sein muss (§ 851). Zwar sind nicht alle 
übertragbaren Vermögensrechte auch pfändbar, jedoch bedarf es, 
um die Zwangsvollstreckung auszuschliessen positiver Gesetzes- 
bestimmungen. 

Wenn nun die Zwangsvollstreckung in das Urheberrecht dar- 
gestellt werden soll, so ist es die erste Aufgabe, den Charakter 
des Urheberrechts festzustellen. Auch die Frage der Übertrag- 
barkeit ist zu prüfen. Ersteres soll kurz in der Einleitung be- 
handelt werden, während die Übertragbarkeit erst später unter- 
sucht werden soll. ^) 

Im Laufe der Zeit haben sich über das Wesen des Urheber- 
rechts viele Theorien entwickelt, von denen die älteren bereits 
wieder ihre Bedeutung verloren haben. 2) ^) 



^) Beide Fragen werden nnr kurz behandelt, da eine eingehende Er- 
örtemng den Bahmen dieser Arbeit überschreiten würde. 

^) Vgl. hierüber besonders Gierke, S. 756 ff. , Kaerger Theorien, nnd 
Freydorf Autorrecht und Bechtssystem mit genauen Literatnrangaben. 

^ Die früher herrschende Theorie des geistigen Eigentums itrt heute 
verworfen. Sie herrscht noch in Frankreich, und wird vertreten von Kowalzig 
und von Osterrieth (Altes und Neues; D. J. Z. 1899, S. 491. Archiv fElr 
öffentliches Recht, Band VIII, 285 ff.) 

Ebensowenig kann die Theorie der «Beflexwirkung'* Bedeutung be- 
anspruchen (Gerber in Jherings Jahrbüchern lU, S. 859 und Laband Staats- 
recht II, § 79). Ein Recht der Autoren existiere nicht, sondern nur eine 
Strafandrohung, die den öffentlichen Frieden erhalten soll. Wenn die Autoren 
hieraus indirekt Vorteil ziehen, so sei dies nur eine Reflezwirkung, die Über 

Schmidts Fondhangen cum Zivilproxeaareoht n. 1 



Aaf&ssQDften des Urheberreohtt. 



In der Gegenwart besteht ein Streit nur noch darüber ^ ob 
das Urheberrecht ein Vermögensrecht oder ein Persönlichkeits- 
recht ist. 

Der grösste Teil der früheren Schriftsteller nahm an, das 
Urheberrecht sei ein Vermögensrecht; jedoch wichen die Ein- 
zelnen wieder mehr oder weniger voneinander ab. Man kann 
nierbei yier Hauptgmppen unterscheiden, in denen sich aber 
ebenfalls wieder erhebliche Unterschiede iBinden bei den einzelnen 
Vertretern. 

1. Das eine Extrem bezeichnet die Theorie, wonach das 
Urheberrecht ein reines Vermögensrecht ist. Zu ihren Vertretern 
gehören yor allem Klostermann und Wächter.^) Sie stützt sich 
darauf, dass das Urheberrecht auf die Erben übergehe und über- 
tragbar sei; eine solche Vererbung und Übertragung komme nur 
bei Vermögensrechten yor. Jedoch umspannt der Schutz des 
Urheberrechts in gleicher Weise die idealen und materiellen Inter- 
essen, so dass diese Theorie abzulehnen ist. Das Gegenstück ist: 

2. die Theorie der Immaterialgüterrechte. 2) Das B. G. B. 
nennt Sachen nur körperliche Gegenstände, alles andere sind 
unkörperliche, zu denen auch die Immaterialgüter gehören. Diese 
sind nicht Gegenstände im Raum, sondern Ideengebilde die einen 



den Zweck des Gesetses hinausgehe. Diese Theorie wurde vielftush wider- 
legt, s. B. GKerke, S. 757, Anm. 86, Köhler Aatorrecht 162 ff. Gerber 
selbst hat in seinem System des deutschen Frivatrechts, S. 410, Note 2, zu- 
gegeben, dass seine Meinong ein überwondener Standpunkt sei. 

^) Klostermann, das Urheberrecht, S. 1 uid 28 ff.; in Endemanns Hand- 
buch des Handelsrechts 11, S. 243 ff. Wftohter, das Aatorrecht, S. 6, be- 
sonders S. 8, Note 14 mit filteren Literatorangaben. Letzterer sagt, das 
Wesen des Urheberrechts mflsse von drei Gesichtspunkten aus erkannt 
werden: die Befugnis, ein Werk zu erzeugen und der Schutz dieser Befugnis 
sei ein Personenrecht. Das Interesse, das der Autor auf dem Gebiete der 
Wissenschaft haben mag, falle in das Qidbiet der Sittlichkeit und der geistigen 
BedeatuDg. In die Bechtssphftre tritt der Autor erst dann, wenn er materielle 
Nutzungen des Werks zu YermOgenszwecken sucht. „Denn nur in dieser 
Nutzung liegt ein objektives rechtliches Interesse des Autors und daher ein 
Gegenstand för die Gesetzgebung*'. Hiergegen vgl. Gierke, S. 769. 

3) Kohler, Autorrecht, S. 240, 261, 286 ff. Buschs Archiv fELr Handels- 
recht 22, 169 ff. Archiv f. ziv. Praxis 82, 141 ff. Archiv f. bfirgerl. Bechi 
10, 246 ff. GrAnhuts Zeitschr. 18, 287 ff., 16, 207 usw. Vgl. femer Gierke, 
S. 761, Note 68. 
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YermOgensreoht and PoraOiiliQhkeitsreoht. 



Gntscharakter Jiaben und an denen .ein absolutes Becht möglich 
ist. Diese Rechte an Immaterialgütern nennt Kohler Immaterial- 
güterrechte : das Urheberrecht gewähre eine Herrschaft über das 
geistige Gut. Nennt man diese Herrschaft „Eigentum'', so muss 
Kohler zu den Vertretern der Theorie des geistigen Eigentums 
gezahlt werden.^) Diese Theorie stellt das Geisteswerk dem 
Urheber gegenüber als ein Objekt, das von der Person losgelöst 
ist. (Gierke, S. 762.) Andere suchen jedoch zwischen den 
Extremen (1 u. 2) zu vermitteln. 

3. Das Urheberrecht ist ein Vermögensrecht mit persön- 
lichen Beziehungen des Urhebers. ^) Diese Theorie ist verwandt 
mit der folgenden: 

4. Manche zerlegen das Urheberrecht in zwei ungleichartige 
Hechte und nehmen einerseits ein Immaterialgüterrecht an und 
daneben ein „Individualrecht, ein Persönlichkeitsrecht. Dieser 
Theorie hat Kohler Bahn gebrochen und sie hat zahlreiche 
Vertreter.*) Doch wird von anderer Seite wieder eine solche 
Zerreissung des Urheberrechts für verwerflich imd durch die 
Gesetzgebung nicht gestützt erklärt.^) 

Wie man sieht, fährt eine Brücke von der Theorie des 
reinen Vermögensrechts zur Theorie des Persönlichkeitsrechts. 
Man hat erkannt, dass das Urheberrecht sich nicht mit dem 
vermögensrechtlichen Inhalt erschöpft. Die geschichtliche Ent- 
wickelung ist zwar von dem Schutze der vermögensrechtlichen 
Nutzung ausgegangen. Aber die neuere Gesetzgebung weist 
darauf hin, dass die persönlichen Interessen geschützt werden. 
Man denke z. B. an das ausschliessliche Aufführungsrecht, Vor- 
tragsrecht, sowie an das ausschliessliche Recht der ersten Ver- 
öffentlichung, auch steht dem Urheber das Becht zu, ein Werk 



^) Vgl. Eaerger und Laband, Zeitschr. fiir Handelsrecht 23, S. 926. 

^) Realing in Goldsohmidts Zeitschrift 28, 70 ff. Daude, Urheberreht, 
S. 10 ff. 

^) Stobbe, deutsches Privatrecht III, 12 ff. Dernbnrg, preuss. Privat- 
recht II, 947. Voigtländer, S. 28. Müller, S. 8. Stenglein, § 1, Note 1. 
Sdieele, § 1, Note 12. B. 0. H. G. 16, 228. B. G. in Zivilsachen 12, 51, 
in Strafsachen 8, 482; 11, 363. 

*) Gierke, S. 763, mit literatar. 



4 YcmfigaiMnckt ud PcntalieUuitvedit 

nicht la yerö£Fentlicheii. Die Mö^chkeit der Übeitragang^ 
stempelt das Urheberrecht noch nicht xa einem reinen Ver- 
mögensrecht) denn der Ansprach anf Schnts der persönlichen 
Interessen geht nicht anf den Erwerber fiber, sondern yerbleibt denn 
Uriieber (§ 14 des Gesetzes yon 1901). So kommt man zu dem 
Schlüsse, dass das Urheberrecht ein Persönlichkeitsrecht ist, und 
diese Anffassong darf seit Gierkes Begründung in der Tat als die- 
herrschende und allgemein anerkannte bezeichnet werden. Au& 
ihr lassen sich alle Eigenheiten des Urheberrechtes erkl&ren.^) 
Hierbei wird jedoch yon allen anerkannt, dass sich das Urheber- 
recht, „unbeschadet seines personenrechtlichen Kernes, zugleich 
zum Vermögensrecht entfalten kann''. Das geltende Recht er-^ 
möglicht dem Urheber eine wirtschaftliche Ausbeute aus seinem 
Werk zu machen, aber es yerhilft ihm auch dazu, dass die- 
„Durchfuhrung seiner wissenschaftlichen und künstlerischen Ab-^ 
sichten und seine Ebrungenschaften an Ruhm und Ehre'' gesichert: 
werden. 

Die Kommission für das Urheberrechtsgesetz yon 1901 hat 
zu der theoretischen Konstruktion nicht ausdrücklich Stellung 
genommen, jedoch den Persönlichkeitsgedanken schärfer betont 
wie im alten Gesetz. 

II. Es bleibt nun die Frage offen, wann das Urheberrecht 
zum Vermögensrecht wird, da es nur in dieser Eigenschaft 
Exekutionsobjekt sein kann. Im alten Recht hatte diese Frage^ 
grosse Bedeutung, da die Zwangsyollstreckung ungeregelt war. 
Aber trotz der gesetzlichen Regelung ist die Untersuchung auch 
heute noch wichtig. 

Das Urheberrecht besteht darin, dass der Urheber über sein. 
Geisteswerk yerfügen kann mit Ausschluss anderer.^) 

Es wurzelt in der Persönlichkeit des Autors und gewährt, 
als Persönlichkeitsrecht seinem Urheber die Herrschaft über einen 
Bestandteil seiner eigenen Persönlichkeitssphäre (Gierke, S. 702).. 

^) Gierke 764 £F. Beseler, System des deutschen gem. Privatrechts II, 
8. 954. Nenstetel, der Büchernachdnick, S. 44 ff. Oareis in Baschs Archiv^ 
35, 184 ff. Babel, S. 76 ff, Standpunkt des österreichischen Gesetzes. 
^ ^) Birkmeyer, Beform. Gierke, S. 752, „Herrschaft über ein Geisteswerk^^ 
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Obergang des penönliohea in den ökonomiaohen Oharakter. 5 

Man hat, ^-ie oben bemerkt, derartige Rechte auch Individual- 
rechte genannt.^) 

Als Persönli^hkeitsrecht wird das Urheberrecht zunächst 
geschützt. Wer das Recht verletzt, begeht eine Urheberrechts- 
verletzung, mag der Autor selbst gar keinen Vermögenszweck 
verfolgen oder durch die Verletzung keinen Vermögensschaden 
erleiden. 2) 

Das Urheberrecht ist entstanden in dem Augenblick, in dem 
das geistige Produkt vorliegt; der Urheber hat dann das Recht, 
es zu veröffentlichen, zu vervielfältigen, die Vervielfältigung durch 
Dritte zu verhindern, und auch das Recht, sein Werk nicht zu 
veröffentlichen und das Gesetz schützt dies Persönlichkeitsrecht. 
Wenn der Urheber nun durch sein Handeln kund tut, dass er 
sein Werk verwerten und ökonomisch ausbeuten will, so tritt 
das Urheberrecht in die Sphäre der verkehrsfähigen Vermögens- 
rechte, ohne seinen Charakter als Persönlichkeitsrecht zu ver- 
lieren. Er tritt z. B. mit einem Verleger oder Kunsthändler in 
Yerhandlungen ein oder reicht ein Theaterstück bei einer Bühne 
ein: „er vollzieht Publikationsakte^, wie Kohler (S. 265) sich 
ausdrückt. Nur muss hierbei in Rücksicht genommen werden, 
dass dem Urheber die aus dem Persönlichheitsrecht fliessende 
Befugnis geblieben ist, sein Werk nicht zu veröffentlichen und 
daher auch von der Absicht, sein Werk durch Vervielfältigung 
nutzbar zu machen, wiederum abzugehen. 

Entscheidend dafür, dass das Urheberrecht zum Vermögens- 
recht werde oder diesen Charakter wieder verliere, ist hiernach der 
Wille des Urhebers. Sein Recht ist, solange es dauert, ein 
Persönlichkeitsrecht; nur durch den Willen des Urhebers erhält 
es daneben den Charakter eines verkehrsfähigen Vermögensrechts, 
den es nur durch den Willen des Urhebers wieder verlieren 



^) Insbesondere Kohler und Gareis, anch dM Beichsgerioht, s. B. 8, 
19 unten. Im folgenden wird dieser Ansdraok fftr die personenreohtliche 
Seite des Urheberrechts gebraucht werden, hervorgehoben sei jedoch, dass 
dies nur eine Seite des Rechts ist und dass das Urheberrecht hierdurch 
nicht in zwei Bestandteile zerrissen werden soll. 

^ RG. 18, 18; 12, 50; Strafsachen: 2, 246; BiO. HG. 16, 228. Seuffert 
37, No. 61. OLG. Stuttgart 
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kann. Die Mhere Gesetsgebung, die dies Problem nicht gelöst 
bat, überliess die Regelung der Wissenschaft; dagegen haben die 
neuen Gesetze den entscheidenden Schritt getan und die Voll- 
streckung von der „ESnwiUigiing^ des Urhebers abhängig gemacht. 



Das Vollstreckungsobjekt 

§ 2. I. Geschichte der Gesatzgebungsprinzipien. 

I. Der ESntwnrf zu dem ältesten in Betracht kommenden Ge- 
setze, dem Gesetze betreffend das Urheberrecht an Schriftwerken, 
Abbildungen, musikalischen Kompositionen und dramatischen 
Werken yom 11. Juni 1870 enthielt einen § 44 des Inhalts: 

„Das ausschliessliche Kecht des Urhebers und seiner Rechts- 
nachfolger zur VervielfiUtigung von Schriftwerken ist kein Gegen- 
stand der gerichtlichen Elxekution, wenn nicht etwa der Urheber 
oder dessen Rechtsnachfolger sich zur Übertragung oder Aus- 
übung des ausschliesslichen Rechtes durch besonderen Vertrag 
rechtlich yerpflichtet haben''. 

Diese Bestimmung stammte aus dem § 49 des Frankfurter 
Entwurfs und Artikel 50 des bayrischen Urheberrechtsgesetzes von 
1865. Aber der Paragraph ist höchst unvollkommen, er be- 
handelt nur die Vollstreckung in einen Ausfluss des Urheber- 
rechts, und lässt alle anderen Fragen, die sich ergeben, ungelöst. 
In der Kommission wurde ein schüchterner Versuch zur Er- 
gänzung gemacht und beantragt, hinzuzufägen: „Das Exekutions- 
yerfahreii auf Grund der besondem Verträge, durch welche der 
Urheber oder dessen Rechtsnachfolger sich verpflichtet haben, 
ein Schriftwerk zu verfassen oder das Urheberrecht an demselben 
zu übertragen, wird hierdurch nicht berührf*. Diese Änderung 

^) Vgl. Drucksachen No. 7 nnd 8 des Reichstags 1870, Stenographische 
Berichte S. 27 ff., 492 ff., 508 ff. Drucksache No. 138, Stenogr. Ber. 812 ff., 
833 ff, 874 ff., 1039 ff, 1076 ff. 

1900—1901. Drucksachen No. 97, 214 und 216. Stenogr. Ber. 667 fL, 
2141 ff., 2432 ff. 

1905—1906. Drucksachen No. 80 nnd 448. Stenogr. Ber. 8827 ff., 
8839 ff, 4265 ff. 
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sollte nur „die schwer Terständliche BegieruBgs vorläge yerdeutr 
liehen^. Im Reichstage entstanden Streitigkeiten, man wollte 
die Zwangsvollstreckung gegen den Urheber und die Erben ganz 
ausschliessen, andere wollten sie zulassen. Der Abgeordnete 
Endemann schlug vor, den Paragraphen zu streichen und die 
Sache in der Ziyilprozessordnung zu regeln. Diesem Antrag 
wurde stattgegeben, und das Gesetz verzichtete demnach auf eine 
Bestimmung über die Zwangsvollstreckung. Aber auch die Zivil- 
prozessordnung enthielt sich der Regelung, vielmehr wies ihr § 764 
(alter Fassung) durch den Ausdruck „andere Vermögensrechte^ 
wieder auf das materielle Recht. Daraus folgte, dass das ürhebe- 
recht pfandbar war, wenn es den Charakter eines Vermögensrechtes 
annimmt. (Kaiser, S. 6.) In der Wissenschaft war grosser Streit. 
Man schloss bei nicht erschienenen Werken die Exekution über- 
haupt aus, ^) während einige Schriftsteller sie mit Beschränkungen 
für zulässig erklärten.^) Bei erschienenen Werken fanden sich 
ebenfalls zwei sich gegenüberstehende Ansichten; die einen er- 
klärten sie für zulässig, andere dagegen stellten grundsätzlich den 
Erben gleich wie den Urheber. 3) 

Es war ein unerquicklicher Zustand, man wusste nicht, 
woran man war; das Reichsoberhandelsgericht (22, 334) erklärte, 
es richte sich „nach den Umständen ^^9 ob eine Zwangsvollstreckung 
in das Urheberrecht zulässig sei oder nicht. 

Diesem Wirrwarr von Ansichten suchte die neue Gesetz- 
gebung abzuhelfen. Man hatte erkannt, dass das Urheberrecht 
durch den Willen des Urhebers zum Vermögensrecht wird und 
daher enthielt der Entwurf des Gesetzes von 1901 eine dem- 
entsprechende Vorschrift : 

„Die Zwangsvollstreckung in das Recht des Urhebers findet 



StengleiD, § 3, No. 1. Wächter, S. 112. Stobbe, S. 72. Gierke, 
S. 813. Scheele, § 1, No. 13 b. Daude, S. 36. 

^) Elostennann, S. 142. 

s) Für Znlässigkeit: Stenglein, § 3, No. 4. Daude, S. 36. Eloster- 
xnann, S. 143. Für Unzolftssigkeit: Scheele, § 1, No. 13 b. Gierke, S. 814 
Ygl. besonders Kaiser. 
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gegen den Urheber selbst ohne dessen Einwilligung nicht statt. 
Gegen die Erben des Urhebers ist sie ohne deren Einwilligung 
nur zulässig, wenn das Werk erschienen ist^. 

Die Motive wiesen darauf hin, die Wissenschaft sei in dieser 
Frage uneinig, daher suche die Gesetzgebung zu vermitteln 
und einen billigen Ausgleich zwischen den Interessen des Ur- 
hebers und seiner Gläubiger herzustellen. Der Ikitwurf wahre 
die Rücksicht auf die Persönlichkeit des Verfassers, ohne die 
Gläubiger zu schädigen durch den Ausschluss der Exekution. In 
der Kommission wurde eine Reihe von Abänderungen beantragt.^) 

„Die Zwangsvollstreckung in das Manuskript (Entwurf, Skizze 
usw.) seitens eines Gläubigers, welchem das Urheber- oder das 
Verlagsrecht nicht zusteht, ist unzulässig^. 

Der Regierungsvertreter schlug eine andere Fassung vor, 
um das Manuskript nicht besser als das Urheberrecht selbst zu 
stellen: „Die Zwangsvollstreckung in das Manuskript ist insoweit 
unzulässig, als sie unzulässig ist in das Urheberrecht selbst ^^ 
Dem wurde stattgegeben. 

Dann wurde die Einwilligung als persönliche verlangt und 
auch in das Gesetz aufgenommen. Die Redaktionskommission 
änderte noch die Wortfassung und der Paragraph wurde als § 10 
debattelos vom Reichstage angenommen. 

II. Das Gesetz betreffend das Urheberrecht an Werken der 
bildenden Künste vom 9. Januar 1876 enthielt keine Bestimmung 
über die Zwangsvollstreckung, ebensowenig das Gesetz betreffend 
den Schutz der Photographien gegen unbefugte Nachbildung vom 
10. Januar 1876. Die Wissenschaft half hier mit der Analogie 
und wandte dieselben Grundsätze wie beim literarischen Urheber- 
recht an, und zwar mit vollem Recht, denn ursprünglich war 
die Regelung aller dieser Materien im literarischen Urheberrechts- 
gesetz gemeinsam entworfen gewesen, aber wieder losgelöst; 
zudem zwingen die vielen Verweisungen in den Gesetzen auf 
das literarische Urheberrechtsgesetz zur Analogie. 



^) Diese sind hier nur kurz erwfthnt, die eingehende Besprechung findet 
sich an den betr. Stellen der Arbeit. 
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Als 1901 das literarische Urheberrecht neu geregelt war, 
musste man auch die andern Materien neu regeln. Im Jahre 
1902 wurde ein Entwurf, der mit Sachverständigen beraten war, 
der Öffentlichkeit übergeben ; er bebandelte nur die Photographie. 
In gleicher Weise wurde ein Kunstschutzgesetz beraten und 
beide in einen einheitlichen Entwurf zusammengefasst, der 1904 
veröffentlicht,^) und etwas verändert nach der Kritik 1905 dem 
Beichstage vorgelegt wurde. ^) Er enthielt ebenfalls einen Para- 
graphen über die Zwangsvollstreckung, der mit § 10 des Literatur- 
gesetzes gleichlautend war mit dem Unterschiede, dass die Voll- 
streckung in das Werk frei gegeben wurde. Trotz des lebhaften 
Widerspruches hiergegen wurde der Paragraph von der Kom- 
mission und dem Reichstage in der Fassung der Regierungs- 
vorlage angenommen. 3) 



§ 3. Die Pfändbarkeit des Rechts. 

I. Will man nunmehr die Pfändbarkeit des Urheberrechts 
im Einzelnen bestimmen, so muss man von der Prüfung ausgehen, 
ob und in wie weit das Urheberrecht übertragbar ist, da es 
nur in soweit gepfändet werden kann.*) 

Das alte und das neue Recht lassen die Übertragung zu: 
So sagen die neuen Gesetze in § 8, bezw. § 10: „Das Urheberrecht 
kann beschränkt oder unbeschränkt auf andere übertragen werden. '^ 
Hiermit wird jedoch nicht die Frage beantwortet, ob das Urheber- 
recht als solches oder nur der Ausübung nach übertragen werden 
kann. Schon im alten Recht bestand hierüber eine Kontroverse,^) 

^) Def erste Entwurf wurde kritisiert u. a. von Osterrieth, Bemerkungen 
und Allfeld D. I. Z. 1004, S. 705 ff. 

^ Besprochen von Allfeld D. I. Z. 1906, S. 287 ff. 

') Die Arbeit berücksichtigt nicht die indastriellen und technischen 
Urhebergesetze, ähnlich Kaiser, S- 3. 

^) Vgl. besonders Babels Aufsatz in Grünhuts Zeitschrift, Band 27, 
S. 71 ff. 

^) Für Obertragbarkeit der Substanz waren: Wächter, Autorrecht 107. 
Stobbe, S. 71, Note 1. Elostermann in Endemanns Handbuch 11, S. 267 ffl 
Osterrieth, altes und neues 94 ff. Dagegen Gtierke, S. 767 und 805. 
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und diese ist hente noch nicht erledigt. Die herrschende Meinung 
lehrt volle Übertragbarkeit des Rechts selbst.^) 

Ans diesem Grunde kann die Verwertung bei der Exekntion 
mittels Verkauf erfolgen, während sonst die Einrichtung einer 
Verwaltung eintreten müsste und den Gläubigem die Befriedigung 
sehr erschwert wäre. 

Nicht ohne weiteres gehen die höchstpersönlichen Befugnisse 
über. Was zunächst die Beohtsnachfolge durch Veräusserung 
betrifft, so stellt § 9 eine ,,Anslegungsregel des Umfangs der 
Übertragung des Urheberrechts auf" (Kuhlenbeck): das Recht auf 
den innern Bestand verbleibt beim Autor. Dieser kann zwar 
stillschweigend oder ausdrücklich darauf verzichten, fär den 
Regelfall bleibt das Recht auf den inneren Bestand des Werkes 
beim Urheber zurück: es ist daher nicht pfändbar und geht bei 
der Pfändung des Urheberrechts als Ganzes nicht auf den Er- 
werber über. Es verbleibt beim Autor, da es gar keine ver- 
mögensrechtliche, sondern nur eine persönliche Befugnis ist. ^) 

Das Urheberrecht kann also auf andere übertragen werden, 
aber einzelne höchstpersönliche Befugnisse bleiben beim Urheber 
zurück und „im Zweifel spricht die Vermutung bezüglich aller 
dem idealen Schutz im konkreten Fall dienenden Befugnisse für 



Müller, 8. 88, 8. Yoigtländer, S. 60. Dagegen leugnet Allfeld, S. 89 
die Übertragbarkeit der Substanz. Allfeld und Gierke stellen jedoch das 
Wort Substanz nicht in Gegensatz zu Übertragung quoad exercitium, auch 
denken sie nicbt an den „Kern** des Urheberrecbts oder emen greifbaren 
Teü desselben, sondern sie wollen hiermit nur charakterisieren, dass im Ur- 
heberrecht eine zurückziehende Kraft wohnt (HeimfftUsrecht): »Sobald ein 
von dem Urheber veräussertes Recht erlischt^ wachsen die weggegebenen ur- 
heberrechtlichen Befugnisse dem Urheber von selbst wieder zu". Gierke 
sagt femer: die Veräusserung kann den ganzen Inhalt des Urheberrechts 
umfassen, und daraus folgt, wie Rabel sich ausdrückt, dass der Ausdruck 
Substanz nichts anderes bedeutet als ein »Heimatsgefühl^ des Urheberrechts. 
Im Ghrunde herrscht also Übereinstimmung, denn alle sind einig darüber, 
dass das Urheberrecht als Ganzes übertragbar ist. 

3) Vgl. Eohler, S. 280. Klostermann, Urh., S. 24 u. 151. Osterrieth, 
altes und neues, 60 ff. Wächter, Autorr., S. 6, 7, 107, 328. Gierke 766. Da- 
gegen Rabel, der es mit Unrecht als vermögensrechtlichen Ausfluss be- 
zeichnet. 
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das Zurückbleiben derselben bei dem Urheber und dessen 
Erben«.!) 

Bei dem Erben findet sich das Urheberrecht in derselben 
Gestalt wie beim Urheber selbst; es geht in demselben Sinne 
und Umfang, wie es in den Händen des Urhebers bestanden hat, 
auf den Erben über, nicht nur als Vermögensrecht, sondern auch 
als Persönlichkeitsrecht. ^) 

Es ist noch zu beachten, dass manche Befugnisse im Urheber- 
recht nur einmal enthalten sind, andere aber unzählige Male. 
So kann das Recht der Veröffentlichung nur einmal ausgeübt 
werden, daher nur einmal übertragen und nur einmal gepfändet 
werden. Dagegen kann z. B. das Recht der Aufführung, des 
öffentlichen Vortrags und der Übersetzung so oft ausgeübt werden, 
als es Bühnen, bezw. Sprachen gibt. Daher kann es ebenso 
oft übertragen und gepfändet werden. Dies ist eine merkwürdige 
Erscheinung, denn im allgemeinen kann ein Recht, das bereits 
übertragen ist, nicht mehr beim ursprünglich Berechtigten ge- 
pfändet oder von diesem weiter übertragen werden. Hier wird 
das übertragene Recht auch nicht weiter übertragen oder ge- 
pfändet, sondern nur eine weitere Ausübungsmöglichkeit dieser 
aus dem Urheberrecht entspringenden Befugnis, die ihrer Natur 



^) Babel, S. 197 ff. Gierke 764, 767, 806. 

3) Voigtländer, § 8, No. 1. MüUer, § 8, No. 1. Allfeld, § 8, No. 2. 
itS.inG.S. 12, 50; 41,47. GierkeSll. Stobbe 72. Daade34. Scheele, 8.21, 3 
und Anm. 12 za § 1. Kohler 275, 196, anderer Meinung Wächter, Urh., 
B. 91. Osterrieth, altes und neaes, S. 77. Klostermann im H. B. des H. B. 
267. Kohlenbeck, S. 99, No. 2 sagt, das Individualrecht gehe nicht auf den 
XSrben über, gesteht aber zn, dass es nicht völlig erlischt mit dem Tode des 
lESrblassers, der Erbe übt es aas. Hauptsächlich geht das im Urheberrecht 
liegende Anderungsrecht auf den Erben über. Dies ergiebt sich aus dem 
Gesetz, das zwischen Übertragung und Vererbung unterscheidet. Nur bei 
der Übertragung bleibt das Becht auf den innem Bestand beim Urheber 
zurück« Bei wem soll es im Falle des Todes des Erblassers bleiben? Wenn 
es nicht auf den Erben überginge, wäre niemand da, der es ausüben könnte 
und die dOjährige Schutzfrist wäre bedeutungslos. Der Erbe hat dasselbe 
VerfElgungsrecht wie der Urheber, er kann das Werk vernichten oder er- 
halten, geheimhalten oder veröffentlichen, neu herausgeben, Änderungen vor- 
nehmen, es bearbeiten, übersetzen lassen usw. und kann selbst wieder sein 
Secht auf andere übertragen wie der Urheber. 
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nach sich beliebig oft wiederholen kann, ohne enchöpfi za 
werden. Man denke z. B. der Urheber hat sein Werk ins fran- 
zösische übersetzen lassen, nan Usst ein Glinbiger das Becht der 
Übersetzung ins englische p&nden, ein anderer das ins italienische 
nsw. Ähnlich verhalt es sich mit dem Awflfnhmngsrecht. 

n. Als Ergebnis finden wir zunächst, dass das Urheberrecht als 
solches übertragbar ist und infolgedessen seiner Pfibidbarkeit nichts 
im Wege steht Jedoch ist allgemein anerkannt, dass der ideale In- 
halt des Uriieberrechts Einschränkungen der Zwangsrollstredcung 
in dasselbe notwendig macht. Von jeher hat es Schwierigkeiten 
bereitet, hierbei den richtigen Weg einzuschlagen, um einen 
billigen Ausgleich zwischen den Interessen der Gläubiger und 
den persönlichen Interessen des Urhebers zu finden. In der 
Literatur wurden die yerschiedensten Ansichten angestellt, die 
sich in drei Systemen gruppiert darstellen lassen.^) 

a) Manche Schriftsteller wollten unterscheiden, je nachdem das 
Werk Teröffentlicht ist oder nicht 2): die Exekution in nicht yer- 
öffentlichte Werke ist unzulässig, dagegen ist sie in yeröffentlichte 
und vom Autor zur Veröffentlichung bestimmte Werke fireigegeben. 
Durch dieses System wird lediglich das Recht der Veröffent- 
lichung geschützt; das entscheidende Merkmal ist hierbei, dass 
der Autor Publikationsakte Yomimmt, wobei manche Schriftstelier 
annehmen, dass der Autor sie wieder rückgängig machen kann. 
Babel charakterisiert dies System so: „dass nach der erstmaligen 
Veröffentlichung, der Setzung der für relevant erachteten Publi- 
kationsakte regelmässig die idealen Interessen gegenüber den 
yermögensrechtlichen in den Hintergrund treten und deshalb der 
Exekution kein Hindernis mehr zu bereiten vermögen". 

b) Andere unterscheiden nach der Person des Rcchtsinhabers ^) : 
die Exekution gegen den Urheber und Erben ist unzulässig, da- 
gegen freigegeben gegen jeden andern Erwerber des Bechts, auch 
bei unveröffentlichten Werken. Dies System geht davon aus, 

») VgL RabeL 

*) Kloffteniuuin, Urk 14t, in Endemaims Handbach 269. Kohler 265, 
Daude 85. Oaterrieth, altes und neues 105. Stobbe 46. 
s) Wächter, Urh. 103 ff. Scheele, S. 13. 
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dass nach der Veröffentlichung immer noch die idealen Inter- 
essen stark im Vordergründe stehen, dass diese aber nur beim 
Autor und beim Erben berücksichtigt zu werden brauchen, da- 
gegen nicht bei sonstigen Rechtsnachfolgern. Dies System lehnt 
sich unmittelbar an die Persönlichkeitstheorie an, da immer be- 
achtet wird, ob das Persönlichkeitsrecht stark genug sei, um den 
Interessen der Gläubiger zu widerstehen. Auch gibt es den 
Gläubigem ein sicheres Merkmal, um sich zu orientieren, ob eine 
Vollstreckung zulässig ist oder nicht. 

c) Das radikalste System war die gänzliche Aufhebung der 
Exekution in das Urheberrecht als solches. ^) Pfändbar sollten nur 
die aus dem Urheberrecht fliessenden reinen Vermögensrechte sein. 
Dies System berücksichtigt überhaupt nur das persönliche Interesse, 
gleichgültig, wem es zusteht; es hilft den Gläubigem nur in 
Verfolgung der vermögensrechtlichen Ansprüche des Urhebers. 

Man sieht nun, dass das, was das Reichsgesetz angestrebt 
hat, ein Ausgleich zwischen den drei Systemen ist. Das Urheber- 
recht wird auch als Persönlichkeitsrecht der Pfändung unterworfen, 
aber es wird doch dem letzten System (Art. c.) die Konzession 
gemacht, dass die Pfändung nicht ohne weiteres, sondern nur 
mit Einwilligung des Urhebers oder seiner Erben zulässig ist 
Andrerseits wird auch den beiden anderen Unterscheidungen dadurch 
Rechnung getragen, dass die Pfändung des Persönlichkeitsrechts 
nur gegen den Urheber selbst in allen Fällen von dessen 
Willen abhängig gemacht wird, ohne Rücksicht darauf, ob das 
Werk schon veröffentlicht war oder nicht. Der Erbe dagegen 
unterliegt der Pfändung nach der Veröffentlichung ohne 
weiteres.^) 

§ 4. Die Zwangsvollstreckung gegen den Urheber. 

I. Unser Recht sieht, wie sich zeigt, bei der Vollstreckung 
gegen den Urheber, d. h., wenn der vollstreckbare Titel gegen den 
Urheber selbst gerichtet ist, davon ab, zwischen veröffentlichten 



^) Gierke 814. § 44 des Entwarfes von 1870 and das österreichische 
Gesetz § 14. 

3) So schon Wächter, Aat. 144. § 10 L. G. § 14 K. G. 
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und onveröffentlichten Werken zu unterscheiden; beide Fälle werden 
vom Gesetz gleichbehandelt. Aber die Vollstreckung ist nur zulässig, 
wenn der Urheber einwilligt. Wir haben also einen Fall, wo die 
Pfändung eines Bechts von einer Bedingung abhängt, deren Eintritt in 
der Macht des Schuldners selbst liegt. Der Einwand, dass eine der- 
artige Vorschrift einen Verstoss gegen die einfachsten Bechts- 
grundsätze bedeute, die Zwangsvollstreckung müsse ins cogens 
sein und nicht jus dispositivum, war jedenfalls verfehlt, denn 
die Zwangsvollstreckung ist öfters von Bedingungen abhängig, 
besonders in neueren Beichsgesetzen. Mindestens erledigt sich 
der Einwurf mit der Einsicht in die Bechtsnatur der Einwilligung.^) 
Aber auch andere Zweckmässigkeitsbedenken verfangen nicht. So 
wurde zwar in der Kommission geltend gemacht, dass es vom 
praktischen Standpunkt aus keinen Sinn habe, die Zwangs- 
vollstreckung in das Urheberrecht von der Einwilligung des Be- 
troffenen abhängig zu machen. „Sei der Urheber als Schuldner 
mit dem Eingriff in sein Urheberrecht einverstanden, dann sei 
zwangsweiser Eingriff nicht nötig. Dagegen sei eine solche Be- 
stimmung sehr bedenklich, wenn man erwäge, dass eine Ein- 
willigung auch in bündigen (konkludenten) Handlungen, z. B. in 
der Unterlassung des Widerspruchs gegen Wegnahme des Manu- 
skripts gefunden werden könne, während der vielleicht junge 
Verfasser die Tragweite eines solchen Eingriffs oft gar nicht zu 
übersehen vermöge'^. Mit dieser Begründung wurde ein Antrag 
eingebracht, die Zwangsvollstreckung für unzulässig zu erklären. 
Aber dem gegenüber verteidigte der Begierungsvertreter den Ent- 
wurf mit Becht, indem er darauf hinwies, dass es auf solche 
Erwägungen gar nicht ankomme, das Entscheidende sei: man 
wolle den Oläubigern helfen, aber man müsse auch dabei die 
persönlichen Interessen des Urhebers schützen; und aus diesem 
Grunde würde die Vollstreckung eingeschränkt, nicht aus Gründen 
des öffentlichen Bechts. Hieraus ergebe sich, dass die Exe- 
kution dann zulässig sein müsse, wenn der Urheber einwillige, 
da nur ihm zu Liebe die Vollstreckung ausgeschlossen sei. 



^) Bierüber siehe n. S. 16 fif. and den Schloss der Arbeit. 
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So ist 68 in der Tat. Wie gezeigt (o. S. 5), wird das Urheber- 
recht durch den Willen des Autors zum Vermögensrecht; da 
dies Dritten nicht immer erkennbar ist, hat die Keichsgesetz- 
gebung dem Oericht überhaupt jede Beurteilung, ob das Urheber- 
recht pfändbar ist oder nicht, entzogen, und den Weg eingeschlagen, 
dass der Autor selbst durch seine Einwilligung ein Kriterium 
schaffen muss. Bei noch nicht erschienenen Werken ist diese 
Bestimmung ohne weiteres begreiflich, hier wird nunmehr die 
schwierige Prüfung der Vornahme von Publikationsakten über- 
flüssig. Aber auch bei bereits erschienenen Werken ist das 
persönliche Interesse noch so ausschlaggebend, dass man ebenfalls 
eine Einwilligung zu verlangen gut tut. Ist das Werk bereits 
vergriffen, so kann eine Zwangsvollstreckung zur Erzwingung 
einer neuen Auflage ebenfalls nur mit Einwilligung des Urhebers 
erfolgen. ^) 

IL Wenn wir die Einwilligung näher betrachten wollen, so 
müssen wir untersuchen, welche Stellung sie im Verfahren ein- 
nimmt und daher aus dem Späteren einiges vorwegnehmen. 
Das Gericht erlässt auf Antrag des Gläubigers einen Pfändungs- 
beschluss und der Gläubiger stellt ihn dem Schuldner zu. Nun 



^) Im Alten Beöht bestand hierfiber eine Kontroverse; die herrschende 
Meinung lehrte, dass eine neue Auflage nur mit Zastimmang des Autors 
hergestellt werden dürfe, da der Autor das Becht habe, ein Werk nicht 
zu yerOffentlichen und folglich auch das Beoht, ein bereits yeröffentlichtes 
wieder vom Verkehr zurfickzuziehen. (Wächter, Autorr 113. Stobbe 74, 5. 
Qierke 818. Scheele, S. 18. Wftchter, Urh. 103 [nur gegenüber Rechts- 
nachfolgern zul&ssig], Stenglein, § 8, No. 2. Kaiser 13£). Dieser Ansicht 
trat Kohler entgegen (S. 286 ff. und Klostermann in Endemann, S. 270), mit 
der Begründung, der Autor habe zum Publikum gesprochen, und die grössere 
oder geringere Verbreitung des Werkes liege nicht mehr in seiner Hand, 
die Zurückhaltung desselben aus dem Verkehr nicht mehr innerhalb der 
Sphäre seines Individualrechts. Dieser Ansicht kann nicht beigetreten werden ; 
der Autor hat vielleicht seine Ansichten geändert und die neue Auflage 
könnte ihm Schaden bringen. Die persönliche Souveränität des Autors 
über sein Werk ist nicht mit der Veröffentlichung erschöpft, sie besteht, 
solange sein Urheberrecht dauert. Eine neue Auflage kann nicht erzwungen 
werden; dies ist kein „Eingriff in den menschlichen Lebensverkehr, den 
keine Bechtsordnung gewähren kann". Das neue Becht macht dieser Streit- 
frage ein Ende und entscheidet sie zugunsten der herrschenden Meinung. 






lg Bedeatung der EinwiHiguniir des Anton. 

kann dieser schweigen, dann wird die Pfändung als bewirkt an- 
gesehen, und es kann zur Verwertung geschritten werden: die 
Einwilligung kann nicht nur durch ausdrückliche Erklärung, son- 
dern auch stillschweigend durch Unterlassung des Widerspruchs 
erfolgen. Allfeld weist darauf hin, dass die Bedenken, die in ' 

der Kommission geäussert wurden, sich dadurch erledigen lassen, 1 

dass man nur dann auf eine Einwilligung schliessen därfe, wenn I 

der Urheber sich der Bedeutung dieser Handlung in vollem | 

Masse bewusst ist. Widerspricht er aber und erklärt, er willige | 

nicht in die Vollstreckung ein, dann fällt der Pfändungsbeschlnss | 

in sich zusammen und wird wirkungslos.^) 

Man kann also etwa sagen: Die Einwilligung ist zur 
Pfändung selbst, d. h. zum Erlass des Pfandungsbeschlusses, nicht 
erforderlich, wohl aber zu deren Wirksamwerden. Der Pfändungs- 
beschluss wird erteilt, ohne dass die Einwilligung vorliegen muss; 
aber seine Wirksamkeit hängt von ihr ab. Natürlich kann der 
Urheber sich auch vorher schon binden, indem er einem 
Gläubiger im Voraus seine Einwilligung erteilt, aber erforderlich 
ist dies nicht. Das Gericht muss vielmehr erst dann, wenn es 
von der Pfändung zur Verwertung des Urheberrechts fortschreiten 
will, dazu den Nachweis einer Willenserklärung des Schuldners 
in ähnlicher Weise verlangen, wie es zu jeder Verwertung einer 
gepfändeten Geldforderung eine Willenserklärung des Gläubigers 
(nämlich dessen Wahl zwischen Überweisung zur Einziehung oder 
Überweisung an Zahlungsstatt) verlangen muss (Z.-P.-O. § 835). 

Die Einwilligung muss persönlich erteilt werden^ sie kann 
nicht durch den gesetzlichen Vertreter erfolgen. Gesetzlicher 
Vertreter ist der nach dem B. O. B. zur Vertretung gesetzlich 
Bestellte, z. B. ein Vormund. Ein solcher kann nach allgemeinen 
Bechtsgrundsätzen keine höchstpersönlichen Rechte ausüben. 
Hieraus ergibt sich die bemerkenswerte Folge, dass eine 



^) Hiergegen lässt sich nicht einwenden, dass es mit der Würde des 
Gerichts nicht vereinbar sei, einen Besohlass zu erlassen, der nachher sich 
als wirkungslos erweist. Dies kommt z. B. auch bei der Pföndong einer ge- 
wöhnlichen Geldforderang vor: Der Pfändongsbeschlass wird wirkungslos, 
wenn sich ergibt, dass die „angebliche* Forderong gar nicht besteht. 
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Zwangsvollstreckung gegen einen Geschäftsunfähigen und Ge- 
schäftsbeschränkten ausgeschlossen ist, da dieser keine wirksame 
Einwilligung erteilen kann. (§§ 106, 107 B. G. B.) Fraglich ist, 
ob für einen geschäfts&higen Urheber ein rechtsgeschäftlich be- 
stellter Vertreter die Einwilligung erteilen kann, z. B. ein 
Generalbevollmächtigter. Der Wortlaut des Gesetzes schliesst 
es nicht aus, jedoch muss hier dasselbe gelten wie beim gesetz- 
lichen Vertreter, da höchstpersönliche Rechte von niemand anders 
ausgeübt werden können. So kann ein Stellvertreter die Ein- 
willigung nicht erteilen, wohl aber ein Bote, da dieser nur 
Werkzeug ist und mit seinem Willen keinen Einfluss auf das 
Rechtsgeschäft hat, vielmehr nur Vertreter in der Abgabe der 
Erklärung ist. 

III. Will man dem Wesen der Einwilligung nähertreten und 
suchen, ob etwas ähnliches auch sonst in der Zivilprozessordnung 
vorkommt, so fällt die Beratung über die Pfändung des Pacht- 
rechtes auf. Die Reichstagskommission hat sie für unzulässig 
erklärt im Interesse des Verpächters, entgegen der Regierungs- 
vorlage, die sie nur gestatten wollte mit der Einwilligung des 
Verpächters.^) Dies wurde jedoch nicht Gesetz. 

Eine ähnliche Bestimmung finden wir in § 809 Z. P. O. bei 
der Pfändung von beweglichen Sachen, die sich im Gewahrsam 
eines Dritten befinden. Hier hat die Pfändung die Voraussetzung, 
dass der Dritte zur Herausgabe „bereit" ist, also der Zwangs- 
vollstreckung, nicht bloss der Pfändung zustimmt.^) 

Ein Vergleich dieser „Zustimmung'' mit unsrer „Einwilligung" 
erhellt die Rechtsnatur der letzteren. 

Bei ersterer haben wir ein Vollstreckungsobjekt vor uns, 
eine bewegliche Sache, die immer pfändbar ist; nur in diesem 
Moment kann sie nicht gepfändet werden. Denn hier gilt der 
allgemeine Grundsatz: Sachen im Gewahrsam eines Dritten sind, 
falls dieser in die Pfändung nicht einwilligt, grundsätzlich der 
Pfändung entzogen, auch wenn der Gläubiger behauptet und 



1) Schmidt, S. 959. 

3) Gknpp-Stein, § 809 II und^ote 4. 

SohmldVa Fonohungen zum ZiyilpxoBeaszecht n. 2 
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sogar dem Gerichtsvollzieher Beweise dafür liefert, sie seien 
Eigentum des Schuldners.^) Stimmt der Dritte nicht zu^ so 
können sie nicht gepfändet werden. 

Beim Urheberrecht haben wir ebenfaUs den Satz, dass es 
der Pfändung entzogen ist, wenn nicht der Urheber seine Ein- 
willigung erteilt. 

Bei oberflächlicher Betrachtung zeigt sich kein erheblicher 
Unterschied, denn die einzige Abweichung ergibt sich bei Ver- 
weigerung der Willenserklärungen : wird die Einwilligung verweigert, 
so kann das Urheberrecht nicht gepfändet werden, dagegen wohl 
die bewegliche Sache: man pfändet den Anspruch des Schuldners 
auf Herausgabe und auf diesem Umwege die Sache selbst.^) 
Dieser Unterschied liesse sich leicht damit erklären, dass das 
Urheberrecht beim Berechtigten selbst gepfändet werden soll, 
während die Sache bei einem Dritten sich befindet und daher 
ein Herausgabeanspruch gegeben sein muss. 

Aber eine nähere Betrachtung ergibt einen tiefgreifenden 
Unterschied: Wir haben es nämlich in dem Falle der Pfändung 
einer beweglichen Sache im Gewahrsam eines Dritten mit einem 
Objekt zu tun, das regelmässig der Pfändung unterliegt und auf 
dessen Qualifikation als Pfändungsobjekt der Dritte gar keinen 
Einfluss hat. Nur ist, solange die Sache sich bei ihm befindet, 
auf Grund seines Bechts, die Pfändung nicht gestattet; sobald 
aber die Sache zu dem Vollstreckungsschuldner zurückkommt, 
kann sie ohne weiteres gepfändet werden. Die Pfändung ist 
hier nur wegen des Bechts des Dritten ausgeschlossen, die Sache 
selbst ist an und für sich pfändbar. Ein Beweis hierfür ist, 
dass der Gläubiger sie auf einem Umwege pfänden lassen kann. 

Anders liegt das Verhältnis beim Urheberrecht. Dieses ist 
als solches der Pfändung entzogen, die Reichsgesetzgebung ver- 
leiht ihm den Charakter der Unpfändbarkeit. Dies ergibt sich 
daraus, dass wenn der Urheber nicht einwilligt, dass Kecht auf 



^) Schmidt, S. 986. 

2) Weismann II, S. 172. I. 2. 
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J^einem Umweg gepfändet werden kann. Es ist und bleibt dann 
Ainpfändbar. 

Aus diesem wichtigen Unterschiede können wir die Be- 
deutung der Einwilligung erkennen. Die Zustimmung des Dritten 
stellt sich demnach lediglich als eine Weisung an den Yollstreckungs- 
beamten dar, als eine Zulassung der Pfändung in ein pfändbares 
Objekt, der jedoch der Dritte auf Grund seines Verhältnisses 
zur Sache widersprechen könnte.^) Wird gegen seinen Willen 
gepfändet, so kann er mit Einwendung aus § 66 Z. P. 0. sein 
Recht geltend machen und der Pfändung widersprechen. 

Beim Urheberrecht ist die „Einwilligung^ keine Weisung an 
den Vollstreckungsbeamten. Das Urheberrecht ist wegen der 
persönlichen Interessen des Urhebers fiir unpfändbar erklärt; der 
Urheber hat es aber in der Hand, sein Hecht der Pfändung zu 
miterwerfen. Genau so, wie wir oben sahen, dass das Urheber- 
recht zum Vermögensrecht wird durch den irgendwie kund- 
getanen Willen des Urhebers, wird durch seine Willenserklärung 
aus dem unpfändbaren ein pfändbares Eecht. Die Einwilligung 
verändert die juristische Qualität des Hechts, aus einem unpfänd- 
baren wird ein pfändbares Hecht, mithin geht die Bedeutung der 
Einwilligung weit über die einer Weisung an den Beamten 
hinaus: sie stellt sich dar als die Vornahme eines privatrecht- 
lichen Dispositionsakts. 

Dies Hesultat ist bei noch nicht erschienenen Werken leicht 
zu verstehen, da wir hier noch kein Vermögensrecht vor uns 
haben. Jedoch wie ist die Sache bei bereits erschienenen 
Werken? Wenn man die Fassung des Gesetzes betrachtet, so 
scheint es genau so zu sein, da das Gesetz keine Unterscheidung 
macht. Man kann aber aus der Fassung nichts schliessen, denn 
es ist fraglich; ob die Gesetzgeber die rechtliche Natur der Ein- 
willigung erkannt haben. Weder in der Kommission noch in 
den Motiven ist der Gedanke ausgesprochen, und es ist daher 
anzunehmen, dass er den Gesetzgebern unbekannt geblieben ist. 



^) Dass sie zugleich ein privatreohtlicher Verzicht auf die Geltend- 
inachang des Bechts ist, hat mit der VoUstreckang nichts zu tan. 
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Ans diesem Qronde mfissen wir untersuchen^ ob bei erschienenen 
Werken die Natur der Einwilligung die gleiche ist, weil man 
aus dem unterschiedslosen Wortlaut des Gesetzes keinen Schlnss 
ziehen kann. 

Wir haben ein übertragbares Recht vor uns, das als Ver- 
mögensrecht an und für sich pfilndbar ist. Aber die Reichs- 
gesetzgebung hat es für unpfändbar erklärt, dies ergibt sich aus 
denselben Gründen wie oben, die deshalb nicht wiederholt zu 
werden brauchen. Ein Umweg der Pfändung ist hier ebenfalls. 
ausgeschlossen, daher verwandelt auch hier die Einwilligung das 
unpfilndbare Recht in ein p&ndbares. Das persönliche Interesse 
des Urhebers wird für so ausschlaggebend auch bei bereits er- 
schienenen Werken betrachtet, dass man das Urheberrecht auch 
in diesem Falle für unpf&ndbar erklärte. 

IV. Auch bei der Pfändung des Werkes (Manuskripts) hat die 
Einwilligung dieselbe Bedeutung. ^) Bei der Vollstreckung in be- 
wegliche Sachen gilt der Satz: Sachen, die ohne Verletzung des 
Gewahrsams eines Dritten beschlagnahmt werden können, werden 
der Vollstreckung ohne weiteres unterworfen, wenn sie nicht vom 
Gesetz für unpfändbar erklärt sind. Wenn nun § 10 (L. G.) die 
Pfändung des Werkes nur mit Einwilligung des Urhebers zulässt 
so folgt daraus, dass das Gesetz das Werk für unpfändbar er- 
klärt hat. Der Urheber kann aber durch seine Einwilligung das 
Werk zu einem pfändbaren Objekt machen, also seine Qualität 
ändern, mithin haben wir es auch hier mit einem priyatrecht-- 
liehen Dispositionsakte zu tun und nicht bloss mit einer prozessu- 
alen Weisung an den Vollstreckungsbeamten. Aus diesem 
Unterschied erklärt sich auch, dass die Einwilligung eine höchst 
persönliche sein muss, während dies von der „Zustimmung" des^ 
Dritten nicht verlangt ist. Die Folgen dieser Einwilligung sind so 
tiefgreifende, die ganze Qualität eines Rechts wird durch sie so ver- 
ändert, dass man nur eine persönliche Einwilligung gelten lassen kann. 



^) Hier wird nur der Charakter der Einwilligimg geprüft, um den 
Zasammenhang nicht zu zerreissen. Über Vollstreckang in das Werk wirdi 
weiter unten besonders gehandelt (§ 9). 
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Denn das Kecht, ein unp&ndbares Becht zu einem pftndbaren 
zu machen, ist eine höchstpersönliche Befugnis des Berechtigten. 
Aus diesem Charakter der EinwiUigung ergibt sich auch, 
dass der Einwand, sie stehe mit dem Becht der VoUstreckung als 
ius cogens in Widerspruch, hinfällig ist. Erst durch die Ein* 
willigung entsteht ein pf&ndbares Becht, erst nachdem der Autor 
über sein Urheberrecht die Verfügung getroffen und es pfändbar 
gemacht hat. Wir haben es nicht mit einem pfändbaren Becht zu 
tun, das nach Belieben des Berechtigten der Zwangsvollstreckung 
entzogen oder ihr unterworfen werden kann, sondern das Urheber- 
recht ist unpfändbar, solange es beim Urheber ist, dieser kann es 
pfändbar machen, wie er es verkaufen oder verwerten kann.^) 

§ 5. Die Zwangsvollstreckung gegen Miturheber. 

Bedeutend komplizierter als beim Einzelurheber ist die 
Zwangsvollstreckucg bei der Miturheberschaft, die von der 
Beichsgesetzgebung gar nicht berücksichtigt ist; die Probleme, 
die sich hierbei ergeben, können wir auf Grund der Aus- 
führungen des vorigen Paragraphen zu lösen versuchen. 

Zunächst können wir zwei Hauptfalle unterscheiden, einmal: 
der vollstreckbare Titel ist gegen alle Miturheber gerichtet, z. B. 
gegen beide Verfasser eines Dramas. Hier müssen alle die Ein- 
willigung erteilen, wenn gepfändet werden soll. Wenn einer sie 
nicht erteilt, so ist es fraglich, ob gepfändet werden kann. Die 
Situation ist die gleiche wie in dem andern Fall, dass der Voll- 
streckungstitel nicht geg^n alle Miturheber gerichtet ist. Diese 
Frage soll hier zu lösen versucht werden. 

Während das alte Bepht die Bechtsverhältnisse bei der Mit- 
urheberschaft nur kümmerlich regelte (vergl. § 2 u. 9 des Ge- 
setzes von 1870), enthält das neue Becht eingehende Bestimmungen 
(§ 4-6 L. G. u. § 6—8 K. G.) und unterscheidet drei Fälle der 

^) Soweit 68 bei der Zwaogiyollstreckang in das Urheberreoht oder 
das Werk einer Einwilligcuig bedarf, finUen sie nicht in die EonknrsmasBe 
und anch nicht unter das Pfandrecht des Yennieters. K. 0. § 1. B. G. B. 
§ 569. Satz 8. 
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Bfitarhebenchaft, die ihrer Natur nach gesonderte Betrachtang 
beanspruchen. 

1. Wenn ein Werk aus den getrennten Beiträgen mehrerer 
besteht (Sammelwerk), so wird für das Werk als Ganzes der 
Herausgeber als Urheber angesehen.^) 

Durch diese Bestimmung ergibt sich bei Sammelwerken ein 
zweifaches Urheberrecht: die Beiträge der einzelnen Mitarbeiter 
sind getrennt und lassen sich unterscheiden, wie z. B. die ein- 
zelnen Artikel eines Lexikons; daher besteht an jedem Beitrag 
zunächst das Urheberrecht des Verfassers. Dies war im § 2 
Abs. 2 des Gesetzes von 1870 noch besonders ausgesprochen. 
Da es selbstverständlich ist, wurde dieser Satz bei der Neu- 
fassung 1901 weggelassen. 

Gegen den einzelnen Miturheber kann mithin selbständig 
yorgegangen werden, wenn er seine Einwilligung erteilt. 2) 
Natürlich kann sein Urheberrecht nur insoweit gepfändet werden, 
als es ihm noch zusteht.') Soweit der Urheber beschränkt ist, 
ist sein Recht nicht übertragbar und daher auch nicht pfändbar. 
Durch die Zwangsvollstreckung in das Urheberrecht an einem 
Beitrag wird natürlich nur letzteres berührt, das Urheberrecht 
am Ganzen wird hierdurch nicht getroffen. Wie schon oben 
erwähnt steht dies dem Herausgeber zu, d. h. demjenigen, der 
durch Auswahl und Prüfung der Beiträge und durch die An- 
ordnung des Ganzen eine gewisse formgebende Tätigkeit entfaltet. 
Sein Urheberrecht erstreckt sich nur auf das Ganze, nicht auf 
die einzelnen Beiträge; daher hat er bei der Vollstreckung in 
einen Beitrag gegen den Verfasser nichts zu. sagen, es sei denn 
dass ein Ausfluss des Rechts gepfändet wird, der ihm übertragen 
ist. Soweit das Urheberrecht an einem Beitrag beschränkt ist 
durch eine Übertragung an den Herausgeber, kann dieser wider- 



1) § 4 L. G. § 6 K. G. 

^) So ist z. B. bei der Fftndimg des Urheberreohts am Artikel ,,Ei8en- 
bahnwesen^ in einem Konversationslexikon nur die EinwiUigong des Ver- 
fassers erforderlich. 

^ Beschr&nkangen ergeben sich aas dem etwaigen Yerlagsyertrag, 
ferner aus § 2 Abs. 3 und § 3 des Verlagsgesetzes. Ygl. AUfeld S. 71. 



/ 
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sprechen, wenn beim Verfasser gepfändet wird, i) Der Heraus- 
geber kann sein Eecht am Ganzen übertragen, und soweit ist es 
auch pfandbar nach der allgemeinen Regel. Es ist nur seine Ein- 
willigung erforderlich, dann steht der Vollstreckung nichts mehr 
im Wege. 2) Hierdurch werden die Verfasser der Beiträge wohl 
etwas benachteiligt, denn sie haben vielleicht gerade in Kücksicht 
auf das besondere Talent des Herausgebers zum Arrangieren und 
Auswählen ihre Beiträge geschrieben; durch die Vollstreckung 
tritt ein anderer an seine Stelle. Hiergegen schützt nur die 
Versagung der Einwilligung; der Herausgeber kann sich ver- 
pflichten, sein Becht nicht zu übertragen und seine Einwilligung 
im Fall der Vollstreckung zu versagen. Im Vertrage kann für 
den Fall des Zuwiderhandelns eine Strafe festgesetzt werden, ja 
sogar die Bestimmung getroffen werden, dass in solchem Falle 
die Mitarbeiter ihre Beiträge zurückziehen, und die Veröffent- 
lichungsbefugnis als nicht, übertragen gelten solle. Auf solche 
Weise können sich die Verfasser schützen, wenn es ihnen gerade 
auf die Person des Herausgebers ankommt. 

2. Der zweite Fall ist der, dass zwei verschiedenartige 
Werke miteinander verbunden werden.^) Hierbei können wir 

^) Der Widersprach erfolgt nach Z. P. 0. § 771 (siehe unten § 12). 

Anders ist es; wenn gef^en den Herausgeber eines Lexikons die Voll- 
streckung betrieben wird in das Urheberrecht aus Artikel »»Eisenbahn", voraus- 
gesetzt, dass der Urheber ihm sein Recht übertragen hat. Diese Pfändung 
ist ohne weiteres zulässig, siehe unten § 7. 

Dagegen kann das Urheberrecht an dem Artikel nicht beim Urheber 
gepfändet werden, wenn er sein Recht auf den Herausgeber übertragen hat, 
da in diesem Fall beim Verfasser nur höchstpersönliche Befugnisse zurück- 
bleiben, die uupf&ndbar sind. 

^) Ein Gl&ubiger geht gegen den Herausgeber eines Lexikons vor und 
lässt dessen Urheberrecht am Ganzen pfänden. Der Herausgeber willigt ein 
und das Urheberrecht wird z. B. gerichtlich verkauft. 

3) Die Gesetze zählen dabei folgende Fälle auf: die Verbindung eines 
Schriftwerkes mit einem Werke der Tonkunst oder mit Abbildungen (eines 
Werkes der Tonkunst mit Abbildungen, z. B. ein illustriertes Kinderlieder- 
buch, eine in letzter Zeit häufige Kombination wird vom Gesetz nicht er- 
wähnt, wird aber analog zu behandeln sein) die Verbindung eines Werkes 
der bildenden Kunst mit einem Werke der Photographie, oder eines Werkes 
der bildenden Kunst oder der Photographie mit einem Werke der Literatur 
oder der Tonkunst. 
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die BeBtandteile genau unterscheiden, daher besteht das Urheber- 
recht des Yerfertigers an seinem von ihm geschaffenen Bestand- 
teile fort. 

Natürlich können durch Vereinbarung Abweichungen erzielt 
werden, wenn z. B. der Dichter sein Urheberrecht auf den Kom- 
ponisten überträgt. Ist dies nicht der Fall^ und auch keine 
stillschweigende Verabredung anzunehmen, so kann jeder über 
sein Urheberrecht verfügen, und es unterliegt auch der Zwangs- 
vollstreckung. Der Gläubiger kann mithin mit Einwilligung des 
Dichters dessen Urheberrecht pfänden und es verwerten. Jedoch 
mit einer Einschränkung: nämlich nur insoweit als es noch bei 
dem Dichter bestanden hatte. Gewöhnlich ist in der Überlassung 
des Werkes an einen andern zum Zweck der Verbindung eine 
Übertragung eines Ausflusses des Urheberrechts enthalten. So 
wird in unserm Beispiel anzunehmen sein, dass der Dichter 
durch Überlassung des Opemtextes sein Becht aufgibt, die Dich- 
tung weiter zu verwerten, namentlich sie noch einem andern 
Komponisten zu überlassen.^) Jedoch kann immer noch das 
Übersetzungsrecht oder ein anderer Ausfluss gepiUndet werden. 

Ob auch hier ein Urheberrecht an den verbundenen Werken 
als Ganzem besteht, ist vom Gesetz nicht bestimmt. Die Frage 
ist aber zu bejahen, an der Oper, Dichtung und Musik als 
Ganzes genommen, haben der Dichter und der Komponist ein 
Urheberrecht. Gierke nimmt unter ihnen eine Gemeinschaft zur 
gesamten Hand an; nach dem neuen Gesetz kann dies zweifel- 
haft sein, ebensogut kann eine Gemeinschaft nach Bruchteilen 
vorliegen. Die Frage kann dahingestellt bleiben, sicher ist in 
beiden Fällen, dass über das Werk als Ganzes die Miturheber 
nur gemeinschaftlich verfügen können. Eine Oper kann nur mit 
Zustimmung des Dichters und des Komponisten vervielfältigt und 
aufgefühii; werden, daher bedarf es zur Vollstreckung in das 
Werk als Ganzes der Einwilligung beider. Wenn nur einer 
einwilligt, so kann nicht die Oper als Ganzes gepiäudet werden. ^) 

1) Vgl. Allfeld, S. 74. 

^} Oierke, S. 783. Allfeld, S. 73 unteti, No. 3. Einfacher liegt natürlioh 
die Rechtslage, wenn an einem der verbundenen Werke kein Urheberrecht 
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3. Bedeutend verwickelter ist es, die Regeln zu finden für 
die Vollstreckung bei der reinen, eigentlichen Miturheberschaft. 
Eine solche liegt vor, wenn mehrere ein Werk in der Weise 
verfassen, dass ihre Arbeiten sich nicht trennen lassen, und die 
Miturheber ein einheitliches Werk schaffen, so dass jeder gleich- 
viel zum Ganzen beiträgt, und keiner eine nebensächliche Tätig- 
keit entwickelt. Z. B. zwei Bildhauer fähren gemeinsam eine 
Marmorgruppe aus, zwei Dichter schaffen gemeinsam Lustspiele 
usw. Kaiser unterscheidet ohne zwingenden Grund zwei Fälle, 
die rechtlich gleich behandelt werden: 

a) Die Arbeiten sind so kombiniert, dass sich die Beiträge, 
die geistige Tätigkeit des Einzelnen auch nicht äusserlich unter- 
scheiden lassen, z. B. die Herstellung einer Marmorgruppe von 
zwei Bildhauern. 

b) Die Arbeiten sind zwar äusserlich unterscheidbar, bilden 
aber ein unzertrennbares Ganze, so dass die einzelne Arbeit nicht 
fähig ist, ein selbständiges Rechtsobjekt zu sein, z. B. bei einem 
Theaterstück hat der eine Urheber nur die Handlung, die Idee 
entworfen, und der andere sie bühnenwirksam ausgearbeitet.^) 

Das Rechtsverhältnis zwischen diesen Miturhebern ist eine 
Gemeinschaft nach Bruchteilen. 2) 

Von jeher hat man die enge Gemeinschaft der Miturheber 
erkannt.^) Heute gelten für die Miturheberschaft die Regelndes 



mehr besteht; z. B. ein Komponist vertont ein Gedicht Goethes. Hier wird 
das Werk so behandelt, wie wenn er allein der Urheber wäre, es bedarf 
mithin nur seiner Einwilligung bei einer Zwangsvollstreckung. 

1) Kaiser, S. 19. Wächter, Autorr., S. 92. 

^ Die Reichsgesetsgebung folgt hier Wächter, indem sie die viel- 
verbreitete Ansicht ablehnte, es liege eine Gemeinschaft zur gesamten Hand 
vor (Gierke, S. 782, Stobbe S. 26, Scheele S. 58). Klostermann, S. 110 nahm an, 
es liege eine Sozietät vor, und Kohler wollte die Regeln über Miteigentum 
angewandt wissen, ein Beweis dafür, dass er zu den Anhängern der Theorie 
des geistigen Eigentums zu zählen ist. Eine Kritik der neuen gesetzlichen 
Begelung ist hier nicht am Platze, es sei auf die Kommentare zu § 6 des 
L.-G. verwiesen. Jedoch ist eine Betrachtung über das Rechtsverhältnis 
der Miturheber nicht zu umgehen, da nur hierdurch eine befriedigende 
Lösung des Problems der Zwangsvollstreckung gefunden werden kann. 

') Man ging soweit, zu sagen, dass die Miturheber eine einzige Person' 
darstellteo, und man sprach nach dem Vorgang der Motive zum Gesetz von 
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B. 6. B. über die Gemeinschaft. Für die Zwangsvollstreckung 
kommt § 751 in Betracht: hat ein Gläubiger die Pfändung des An- 
teils eines Teilhabers erwirkt, so kann er ohne Rücksicht auf die 
Vereinbarung der Teilhaber, die Gemeinschaft nicht ^auflösen zu 
wollen, trotzdem die Aufhebung verlangen. Bei einer wörtlichen 
Anwendung dieses Paragraphen ergibt sich folgendes einfache 
Resultat: der Gläubiger pfändet den Anteil eines Miturhebers, 
nachdem dieser die erforderliche Einwilligung erteilt hat, also 
nach den gewöhnlichen Regeln der Vollstreckung gegen den Ur- 
heber. Hierauf kann er die Gemeinschaft kündigen, und die Auf- 
lösung geschieht, da eine Teilung in Natur ausgeschlossen ist, 
durch Verkauf des Urheberrechts im Ganzen. 

Dies Ergebnis kann nicht befriedigen. Es verstösst gegen 
die Interessen der andern Miturheber, wenn wider ihren Willen 
das Urheberrecht verkauft, der Öffentlichkeit preisgegeben wird! 
Wo bleibt da der starke persönliche Schutz, den das neue Recht 
dem Urheber gewährt; soU ein Miturheber schlechter gestellt 
sein als ein Einzelurheber? Vielleicht wollen die andern das 
Werk geheim halten, eine andere Zeit abwarten, in der es mehr 
Erfolg und Anklang finden wird! Dies Resultat lässt alle diese 
Rücksichten ausser Betracht und ist daher abzulehnen. 

Es ist nötig, dass man näher ins Auge fasse, wie die 
Miturhebergemeinschaft aufgelöst werden kann. In der Reichs- 
tagskommission wurde bereits gerügt, dass der § 6 des L. G. 
die nötige Rücksicht auf die Persönlichkeit der Urheber fehlen 
lasse, da nach den. Regeln des B. G. B. die Mehrheit es dahin 
bringen könne, eine Verwertung des gemeinsamen Werkes zu 
beschliessen, die von den in der Minderheit gebliebenen nicht 
gebilligt werde. Hiergegen könnten die überstimmten Miturheber 
nichts ausrichten! Dies sei unbillig, besonders wenn man be- 



1870 von einer Kollektivperson. Ans diesem Grande gelangte man zum 
Resultat, man könne in die Gemeinschaft nicht vollstrecken gegen einea 
einzelnen Miturheber , da er gegenüber der Kollektivperson nichts bedeute. 
Sogar nach der Veröffentlichung erklärte man die Vollstreckung für unzu- 
lässig, da das Urheberrecht immer ein gemeinsames bleibe und der Kollektiv- 
person zustehe. Die Gemeinschaft war also unteübar und der Zwangsvoll- 
streckung unzugänglich, vgl. Kaiser S. 23 ff. 
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denke, dass Rechtsnachfolger in die Gemeinschaft eintreten 
könnten; diese könnten dann ihren Willen durchsetzen, den nr- 
sprünglichen Urhebern entgegen. Man wollte mit der wissen- 
schaftlichen Auslegung des alten Gesetzes einen Antrag formu- 
lieren, dass zur Verfügung über das Werk die Einwilligung aller 
Beteiligten erforderlich sei. 

Der Regierungsvertreter führte demgegenüber folgendes aus: 
„Da nach § 745, Absatz 2 B. G. B., eine wesentliche Ver- 
änderung des gemeinschaftlichen Gegenstandes durch Stimmen- 
mehrheit nicht beschlossen werden darf und nach § 747 über 
den Gegenstand im Ganzen die Teilhaber nur gemeinschaftlich 
verfügen können, sei es regelmässig ausgeschlossen, dass gegen 
den Widerspruch eines der Urheber das Werk veröffentlicht 
oder das Urheberrecht übertragen, insbesondere ein Verlags- 
vertrag abgeschlossen werde. Auch das Recht, nach § 753. 1, 
gegen den Willen eines Urhebers die Aufhebung der Gemein- 
schaft durch den Verkauf des Urheberrechts herbeizuführen, greife 
nicht Platz, solange nicht das Werk vor den sämtlichen Ver- 
fassern zur Veröffentlichung bestimmt ist " 

Auf diese Erklärung hin wurde der Antrag zurückgezogen. 

Es ergibt sich also: die Verwaltung des Werkes steht allen 
Miturhebern gemeinsam zu; zu jeder Massregel der Verfügung 
ist ein einstimmiger Beschluss erforderlich. Aber eine der Be- 
schaffenheit des gemeinschaftlichen Gegenstandes entsprechende 
ordnungsgemässe Verwaltung und Benutzung kann durch Stimmen- 
mehrheit beschlossen werden. Bei der Frage, was unter den 
Begriff der Verfügung und ordnungsgemässen Verwaltung fallt, 
interessiert uns hier nur, unter welche Kategorie die Übertragung 
des Rechts fällt. Der Unterschied ist mit Allfeld dahin zu be- 
stimmen: Verfügung ist jede Massregel, durch welche sich die 
Teilhaber des Gegenstandes ganz oder teilweise entäussern, oder 
ihn wesentlich veräadern. Die Übertragung fällt daher unter 
den Begriff „verfügen", kann also nur einstimmig erfolgen. Auf 
diesem Wege rücken wir der Lösung der Frage der Zwangs- 
vollstreckung näher. 
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Wir sahen, dass bei der Pfändung des Urheberrechts die 
Erteilung der Einwilligung ein privatrechtlicher Dispositionsakt, 
eine Verfügung über das Urheberrecht und eine Veränderung des 
Wesens desselben ist. Die Einwilligung kann daher eben&lls 
als „Verfügung'« nur einstimmig erteilt werden, mithin ist zur 
Zwangsvollstreckung in den Anteil eines Miturhebers die Ein- 
willigung sämtlicher Miturheber erforderlich, weil das Urheber- 
recht jedes Teilhabers das Ganze ergreift. Dies gilt sowohl bei 
noch nicht erschienenen Werken, wie auch bei erschienenen; die 
Gesetzgebung macht keinen Unterschied beim Urheber, daher ist 
kein Grund vorhanden bei der Miturheberschaft einen zu kon- 
struieren. Der Widerspruch, bezw. die Nichterteilung der EUn- 
willigung eines einzelnen macht die Zwangsvollstreckung un- 
möglich. 

Freilich ist zu bedenken, dass nicht alle Teilhaber der 
Gemeinschaft ihre Einwilligung erteilen müssen. Sie ist nur er- 
forderlich bei Urhebern selbst oder deren Erben, bei letzteren 
jedoch nur bei nicht erschieneneu Werken. Andere Rechts- 
nachfolger haben hierbei nichts mitzureden, da ihnen gegenüber 
die Zwangsvollstreckung freigegeben ist. *) 

§ 6. Die Zwangsvollstreckung gegen die Erben. 

I. Die Frage, wie überhaupt gegen Erben vollstreckt wird, 
interessiert hier nicht, es gelten die gewöhnlichen Regeln der 
Zivilprozessordnung über Vollstreckung gegen Erben. Bestritten 
war im alten Recht die Frage, ob und inwieweit das Urheber- 
recht in den Händen der Erben der Pfändung unterliegt. Bereits 
oben wurden die zwei Ansichten, die aufgestellt waren, kurz er- 
wähnt. Die einen Hessen die Vollstreckung ohne weiteres zu, 2) 

^) Siehe unten. Z. B. : A und B sind Urheber, Gi der Sohn des Ur- 
hebers G, d und e Brechtsnachfolger darch Übertragung der Urheber D and 
E eines Gemäldes. Nun soll in ihr Urheberrecht vollstreckt werden. Wenn 
das Gemälde bereits erschienen (siehe unten) ist, so ist die Einwilligung von 
A und B erforderlich, ist es noch nicht erschienen auch die von G i. d und 
e haben nichts hierbei zu sagen. 

2) Wächter, Autorrecht 114, Urh. 102. 



Sobnts der Erben. 29 



indem sie behaupteten, in den Händen der Erben sei das Ur- 
heberrecht nur ein reines Vermögensrecht; es lägen keine persön- 
lichen Interessen vor, die eine Beschränkung der Yollstreckung 
erforderten. Andere Schriftsteller^) liessen die Yollstreckung nur 
unter den gleichen Voraussetzungen zu wie beim Urheber selbst, 
also nur bei Vornahme oder Vorbereitung eines Publikationsaktes. 

Die neue Gesetzgebung ist keiner der beiden Ansichten ge- 
folgt, sie schlägt einen Mittelweg ein, sucht dadurch zu vermitteln, 
dass sie erschienene und nichterschienene Werke verschieden 
behandelt. Man wollte die nahen Beziehungen, die regelmässig 
zwischen den Erben imd dem Verfasser bestehen, nicht ausser 
Betracht lassen. Daher soll den Erben gegenüber die Möglich- 
keit ausgeschlossen bleiben, im Wege der Zwangsvollstreckung 
einWerk zur Veröffentlichung zu bringen, so lange es noch 
nicht „erschienen" ist. Erschienen ist ein Werk, sobald es ver- 
öffentlicht, d. h. gedruckt und dem Buchhandel übergeben ist. 2) 
Ist das Werk noch nicht erschienen, so hat man dem 
Erben dieselbe Stellung zugebilligt wie dem Verfasser. Dies 
ist mit Recht erfolgt, denn wie wir bereits oben sahen, geht 
das Urheberrecht auf den Erben über in seiner Totalität, wie 
es dem Verfasser zustand. 

Zur Zwangsvollstreckung in das Urheberrecht gegen den 
Erben ist daher seine Einwilligung erforderlich. Hierdurch 
werden die Gläubiger etwas benachteiligt, jedoch ist das per- 
sönliche Interesse hier das stärkere; der Erbe soll nicht zur 
Veröffentlichung gezwungen werden können', wenn er die Werke 
lieber geheim hielte. 

n. Wenn das Werk bereits erschienen ist, so haben die per- 



^) Klostermann 143. Gierke 814. Stobbe 46. Anders 137. Dande 37. 

^) Motive S. 19: „Was den Spracbgebrauoh des Gesetees anlangt, so 
ist von besonderer Wichtigkeit die Unterscheidung zwischen Erscheinen eines 
Werkes und zwischen dessen Veröffentlichung. Unter dem Erscheinen des 
Werkes versteht das Gesetc stets nnr die Herausgabe im Verlagshandel, also 
das öffentliche Angebot von Vervielföltigungen. Sollen dagegen alle Hand- 
langen, durch die das Werk an die Öffentlichkeit gebracht wird, also ausser 
der Herausgabe namentlich auch die Aufführung oder Vortrag znsammen- 
gefasst werden, so ist der Ausdruck ,Veröffent]ichung* gebraucht". 
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sönlichen Grande , die Yom Standpnnkt des Erben eine wieder- 
holte Herausgabe unerwünscht machen können, kein solches Oe- 
wicht, dass das Interesse der Gläubiger auch hier zurücktreten 
müsste. Daher ist die Vollstreckung in bereits erschienene Werke 
völlig frei gegeben; es kann auch insbesondere eine neue Auf- 
lage erzwungen werden. In einer Beziehung erscheint dies als 
gerechtfertigt. Die Erwägungen, die beim Urheber eine neue 
Auflage nur mit Einwilligung als zulässig erscheinen lassen, greifen 
beim Erben weniger Platz. Der Erbe kann die Veranstaltung 
einer neuen Auflage nicht deshalb verhindern können, weil e r auf 
«inem andern wissenschaftlichen oder politischen Standpunkt stehe 
als demjenigen, der in dem Werke vertreten ist. Wenn auch 
das Urheberrecht vollständig auf ihn übergeht, so darf man doch 
nicht aus dem Auge verlieren, dass das Werk das Geistesprodukt 
des Verstorbenen ist und bleibt. Hat der Erbe schon eine Neu- 
auflage besorgt zu einer Zeit, in der er auf demselben Boden 
wie der Verfasser stand, so kann er, wenn er später seine An- 
sicht änderte, aus den gleichen Gründen einer neuen Auflage 
nicht widersprechen: es ist ein fremdes, nicht ein eignes Werk, 
das er neu auflegen liess.^) 

UI. Kurz zu streifen ist noch der Fall, dass mehrere zur Erb- 
folge in das Urheberrecht berufen sind. Unter ihnen besteht 
nach der Vorschrift der §§ 2032 ff. B. G. B. eine Gemeinschaft 
zur gesamten Hand. Somit können die Erben über das Urheber- 
recht nur gemeinschaftlich verfügen, wir haben hier also die 
gleiche Situation wie bei der Miturheberschaft: zur Zwangsvoll- 



^) Die neue Gesetzgebnng hat dies unterschiedslos dorchgeführti daher 
ist auch der von Kaiser, S. 28, besprochene Fall nicht mehr zu unterscheiden: 
„Nur dann, wenn der Autor selbst die früheren Auflagen veranstaltet hatte 
und der Erbe dartun kann, dass der Inhalt des Werkes sich mit der späteren 
ÜberzeuguDg des Autors nicht mehr deckt, und dass ein Wiederverlag den 
■eigenen Intentionen des Verstorbenen widersprechen würde, vermag der 
Erbe einer weitem Auflage mit Erfolg entgegenzutreten^. 

Dieses, auch für das alte Recht sehr zweifelhafte Resultat^ ist im neuen 
Kecht nicht aufrecht zu halten. Wenn auch der Erbe die „Persönlichkat 
des Urhebers fortsetzt'', so kann sein Becht nicht so stark sein, hier zu 
widersprechen. Bei erschienenen Werken hat man den Gläubigern ihre 
Bechte gelassen und ihnen zur Vollstreckung fireie Bahn gemacht. 
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Streckung gegen einen Erben bedarf es der Einwilligung sämt- 
licher Miterben. Dies gilt nach dem obengesagten natürlich nur 
bei Werken, die noch nicht erschienen sind. 

Die Auseinandersetzung unter den Erben geschieht nach 
den gewöhnlichen Regeln; sie wird in der Art erfolgen, dass 
das Urheberrecht einem oder mehreren Erben auf ihren Anteil 
unter schätzungsweiser Veranschlagung nach seinem Geldwerte 
überlassen wird. Nach der Teilung sind also zwei Fälle möglich: 
ein Erbe erhält das ganze Urheberrecht; es gelten dann die Re- 
geln für die Vollstreckung gegen den Erben, die oben dargelegt 
sind. Oder das Urheberrecht steht mehreren gemeinschaftlich zu, 
dann gilt das im vorigen Paragraphen über Miturheber gesagte: 
zur Vollstreckung in ein noch nicht erschienenes Werk ist die 
Einwilligung der betreffenden Erben notwendig. 

VI. Besonderes gilt für den Fall, dass der Fiskus oder eine 
andere juristische Person gesetzlicher Erbe wird. 

Nach dem alten Recht erwarb der Fiskus als gesetzlicher 
Erbe nicht das Urheberrecht, dieses erlosch vielmehr (§ 17). 
Diese Vorschrift wollte der Entwurf des Gesetzes von 1901 be- 
seitigen uud den Fiskus auch das Urheberrecht erwerben lassen. 
Für diese Änderung war namentlich die Rücksicht auf die 
Gläubiger massgebend, da diese durch den Untergang des Ur- 
heberrechts ein Befiriedigungsobjekt verlieren, und bei sonstiger 
Unzulänglichkeit des Nachlasses einen Verlust erleiden, der 
sachlich sich nicht rechtfertigen lässt. Die Reichstagskommission 
hat auf Antrag von Dr. Müller-Meiningen und Dr. Esche trotz 
des Widerspruchs der Regierungsvertreter den bisherigen Rechts- 
zustand wieder hergestellt, und der Reichstag stimmte dem zu. 
Die Benachteiligung der Gläubiger nahm man als unvermeidlich 
hin, weil man nicht helfen konnte. Wenigstens ergibt der Kom- 
missionsbericht nichts, woraus man schliessen könnte, man habe 
nicht helfen wollen. Dies Resultat erscheint sehr unbillig, man 
hat es jedoch vielfach zu verteidigen gesucht. Kuhlenbeck (S. 98) 
meint, es sei gar nicht so schlimm, denn auch bei Lebzeiten des 
Urhebers haben die Gläubiger nicht das Recht, ohne weiteres 
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in das Urheberrecht zu yollstrecken. Aber da ist zu sagen, dass 
ein grosser Unterschied besteht: bei Lebzeiten des Autors kann 
wenigstens immer mit seiner Einwilligung vollstreckt werden; 
ist er aber gestorben, und der Fiskus gesetzlicher Erbe, so er- 
lischt ohne weiteres das Urheberrecht, so dass nicht einmal, 
wenn der Erblasser bestimmt hat, die Gläubiger sollen aus dem 
Urheberrecht befriedigt werden, mit seinem "Willen eine Voll- 
streckung möglich ist. Keine juristischen Oründe sind es, die 
andere ins Feld führen; so tröstet Schuster*) mit der Seltenheit 
des Falles, Opet^) damit, dass die Interessen des einzelnen denen 
der Allgemeinheit weichen mfissten. 

Die Frage, ob der Fiskus das Urheberrecht erwerben soll 
oder nicht, soll hier nicht untersucht werden,^) zumal wir jetzt 
die positive Bestimmung haben, dass das Recht erlischt. Jeden- 
falls ist es befremdend, dass man nicht Umschau gehalten hat, 
wie ausländische Rechte das Problem behandeln. Man hätte am 
besten getan, sich an Frankreich anzuschliessen.^) Dort bestimmt 
Art. 1, Absatz 6 des Gesetzes vom 14. Juli 1866: Lorsque la 
succession est d^volue ä PEtat, le droit exclusif s'^teint sans 
pr^judice des droits des cröanciers et de Pexöcution des 
trait^s de cession qui ont pu Mre consentis par l'auteur ou par 
ses repr^sentants. 

Auch hier erlischt das Urheberrecht, aber trotzdem bleibt 
es soweit bestehen, als die Gläubiger Befriedigung verlangen. 
Diese einfache und klare, beiden Teilen gerecht werdende Regelung 
fehlt dem deutschen Gesetze. Nun hat Martin Wolff in geist- 
voller Weise durch eine Analogie denselben Rechtszustand zu 
konstruieren versucht. 

Durch die Bestimmung des Gesetzes werden nicht bloss die 
Gläubiger des Erblassers benachteiligt, sondern auch die eines 
Vermächtnisnehmers, dem das Urheberrecht vermacht wird. 



^) Beilage 243 der Münchener Allgemeinen Zeitang 1899. S. 9. 
3) Archiv fOr ziviliitische Praxis, Bd. 90, S. 136. 
^) Vgl. hieraber Wolff, „das Erbrecht des Fiskas and das Urheberrecht'' 
in Iherings Jahrbachem II. Folge Band 8, S. 831 ff. und Opet S. 131. 
*) Portugal aod Mexiko haben dieselbe Bestimmung. 
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Durch die Erbfolge des Fiskus erlischt das Urheberrecht, und der 
Yermächtnisnehmer kann es infolgedessen nicht verlangen, da 
das B. G. B. kein Vindikationslegat kennt. Wolff sucht nun 
den Gläubigem zu Hilfe zu kommen, indem er die Analogie 
der erbrechtlichen Konfiisionslehre verwendet. Seine Er- 
gebnisse sind kurz zusammengefasst folgende: Wie bei 
der Vereinigung von Becht und Verbindlichkeit in der 
Person des Erben, so entstehe auch beim Untergänge des 
Urheberrechts das Bedür&is, ein erloschenes Becht gewissen 
Personen gegenüber oder unter gewissen Voraussetzungen als 
nicht erloschen gelten zu lassen. So gelten bei Eröffnung des 
Nachlasskonkurses oder Nachlassverwaltung die Bechte des Erb- 
lassers gegen den Erben als nicht getilgt. Ebenso bestehen die 
erloschenen Urheberrechte fort bei Eintritt dieser Voraussetzung. 
Die Nachlassgläubiger behalten ihr Befriedigungsobjekt. Es kann 
also eine Vollstreckung erfolgen, freilich nur in erschienene 
Werke ^); das Urheberrecht an einem Manuskript bleibt unter- 
gegangen, es sei denn, dass der Fiskus seine Einwilligung zur 
Vollstreckung erteilt. 

Nach Analogie des § 2175 B. G. B. erlischt das Urheber- 
recht nicht in Ansehung des Vermächtnisses, wenn die Gläubiger 
Nachlasskonkurs oder -Verwaltung beantragen. Hiemach erwirbt 
der Legatar das Urheberrecht, sodass die Gläubiger ihre 
Befriedigung erlangen hönnen. 

Soweit die Gläubiger ihre Befriedigung erlangen, und das 
Urheberrecht übertragen wird, bleibt es bestehen. Im übrigen 
erlischt es, also genau wie im französischen Becht. Nach dem 
Gesetze erlischt es nur insoweit, als es dem Erblasser zusteht; 
ist es vorher teilweise übertragen, so bleibt es bei den Bechts- 
nachfolgem bestehen, soweit es aber der Urheber noch besass, 



^) z. B. ein vermögensloser Dichter stirbt ohne Erben mit vielen Schulden. 
Erbe wird in diesem Falle der Fiskas. Der Dichter hatte ein Werk er- 
scheinen lassen, das nur langsam bekannt wird. Hier kann, wenn Nachlass- 
konkars eröffnet wird, das erloschene Urheberrecht wieder anflehen, so dass 
die Gläubiger des Dichters ihre Befriedigung aas demselben ziehen können, 
da andere Befriedigangsmittel fehlen. Aach mit Einwilligang des Fiskas 
kann in ein noch nicht erschienenes Werk des Dichters vollstreckt werden. 

Sohmidti Fonehaogeo zvan. ZiTÜproseitnoht ü. 8 
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erlischt es. Dies gilt auch im Verhältnis der Rechtsnachfolger 
auf Grand der Zwangsvollstreckung. 

Die Analogie erscheint etwas kühn, lässt sich jedoch gegen 
die verschiedenartigsten Einwände verteidigen. Die Entstehungs- 
geschichte des Paragraphen zeigt, dass die Gesetzgeber die Be- 
nachteiligung der Gläubiger gekannt haben, es aber trotzdem 
bewusst abgelehnt haben, ihnen zu helfen. Danach würde das 
Ergebnis der Analogie nicht richtig sein. Hiergegen wendet 
Wolff ein, dass die Vorgeschichte des Gesetzes nicht ergibt, ob 
man den Nachlassgläubigem nicht helfen wollte, oder ob man 
nur glaubte, ihnen nicht helfen zu können. 

Das gemeinsame der beiden Fälle (Konfusion und Untergang 
des Urheberrechts) ist, dass beidemale Rechte untergehen infolge 
der Erbfolge einer bestimmten Person, hier des Schuldners des 
Erblassers und dort des Fiskus. 

Jedesmal werden die benachteiligten Gläubiger geschützt. 
Diese Erwägungen rechtfertigen die Analogie, die zu praktisch 
brauchbaren Resultaten führt. 

Vor der Erbfolge des Fiskus war ein Urheberrecht vorhanden, 
und dies soll den Gläubigern mit einem Schlage entzogen werden, 
nur um es nicht an den Fiskus fallen zu lassen! Mit Freuden 
begrüsse man die Konstruktion WolfFs, die den Gläubigern wieder 
ihre Rechte gibt, wie vor Eintritt dieses Ereignisses. 



§ 7. Die Vollstreckung gegen die andern Rechtsnachfolger. 

I. Die Reichsgesetzgebung hat die Zwangsvollstreckung in das 
Urheberrecht beschränkt, wenn die Exekution betrieben wird 
gegen den Urheber oder dessen Erben. Von andern Rechts- 
nachfolgern schweigt das Gesetz.^) Da bei den Rechtsnach- 
folgern das Urheberrecht zum grössten Teil sich als Vermögens- 
recht darstellt, ist die Vollstreckung in dasselbe gestattet, da 
eine Vorschrift fehlt, die sie ausschliesst. Die Exekution findet 



^) Wie das Urheberrecht übertragen werden kann, und wie es aaf die 
Erwerber übergeht, wurde oben § 3 behandelt 



\ 
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daher statt gegen jeden Erwerber des Urheberrechts oder eines 
Teiles desselben , gegen den aufführongsberechtigten Theater- 
direktor, gegen den Besteller, der nicht Urheber oder Miturheber 
ist, gegen jede Person, die zu Yeivielfältigungen, zur Aufführung, 
zü unselbständigen Bearbeitungen (Auszüge, Arrangements usw.) 
oder zum Vertriebe von solchen berechtigt ist, gegen den Ver- 
mächtnisnehmer usw.^) Obwohl die Vollstreckung hier freige- 
geben ist, darf doch nicht gefolgert werden, dass sie schranken- 
los gestattet ist. Bei den Eechtsnachfolgem findet die Voll- 
streckung zunächst eine Schranke darin, dass nur der Teil des 
Rechts gepfändet werden kann, der dem Bechtsnachf olger über- 
tragen ist; die Ausflüsse, die beim Urheber zurückgeblieben und 
nicht übertragen worden sind, können selbstredend beimJRechts- 
nachfolger nicht gepfändet werden. Dies bedarf keiner näheren 
Ausführung. Ferner ist die Vollstreckung nur so weit gestattet, 
als das Recht des Rechtsnachfolgers weiter übertragen werden 
kann; nicht immer ist der Rechtsnachfolger berechtigt, sein Recht 
weiter zu übertragen. Wenn die Übertragbarkeit ausgeschlossen 
ist, so kann auch das Recht nicht gepfändet werden. 

Einer der Hauptfälle ist die Übertragung des Aufßihrungs- 
rechts eines Schauspiels.^) Man muss hierbei unterscheiden 
zwischen eiuer „stehenden" und einer andern Bühne. Unter 
•einer „stehenden Bühne" versteht man eine solche, die eine yon 
4er Person des jeweiligen Leiters unabhängige, seine Persönlich- 
keit überdauernde Einrichtung hat, wozu es erforderlich ist, dass 
^ie yon einem nicht auf die Dauer der physischen Person be- 
schränkten Eigentümer, z. B. Aktiengesellschaft, Hof usw. unter- 
lialten wird. Wird nun einer stehenden Bühne das Aufführungs- 
recht übertragen, so gilt es ihr als solcher übertragen und kann 
daher von dem Unternehmen nicht auf andere übertragen werden.^) 



^) Vom Verleger soll weiter onten gesondert gehandelt werden. 

^) Vergl. hierüber Alifeld S. 95 fL Die vielen Zweifel und Streitfragen 
sind hier unberücksichtigt geblieben und nur die Besnltate der herrschenden 
Meinung dargelegt. 

3) Eine Hofbühne, der das Aufföhrnngsrecht der „Me istersinger" von 
R. Wagner übertragen ist, kann ihr Becht nicht weiter übertragen; die 
Bühne behftlt dann immer das Recht, dies Musikdrama aufzufahren. Anders 

8* 
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Nur wenn das Aufiühmngsrecht als ausschliessliches unbeschränkt 
übertragen wird, kann man, wenn sich aus den nähern um- 
ständen nichts anderes ergibt, eine weitere Übertragung des 
Rechts für zulässig erklären. 

Ist die Bühne keine stehende, so wird das Aufinhrungsrecht 
dem Unternehmer übertragen, und zwar dem Unternehmer in 
Person, so dass dieser das Recht nicht weiter auf andere über- 
tragen kann, auch nicht auf seinen Rechtsnachfolger. „Auch 
dann ist die Übertragung auf eine andere Person nicht statthaft, 
wenn das Aufführungsrecht mit Beschränkung auf einen gewissen^ 
Bezirk als ausschliessliches Recht erworben wurde, während 
allerdings im Falle unbeschränkter Übertragung des ausschliess- 
lichen Aufführungsrechts, sofern die Umstände nicht dagegeni 
sprechen, weitere Übertragbarkeit anzunehmen ist'^. 

Bei Übertragung des Aufführungsrechts an Werken der Ton- 
kunst gelten ähnliche Grundsätze; man muss auch hier zwischen 
stehenden und nicht stehenden Unternehmen unterscheiden, z. B. 
einem ständigen Orchester, wie den Berliner Philharmonikern, oder 
solchen Vereinigungen, die von einem Unternehmer abhängen, 
wie das Joachimquartett. Hier gilt das nämliche wie bei Theater- 
stücken. 

Ist eine weitere Yeräusserung unstatthaft, so ist natürlich 
auch die Vollstreckung durch Verkauf ausgeschlossen. Hier 
bleibt den Gläubigem nur der umständlichere Weg, sich durch 
Anordnung einer Verwaltung (§ 857, 4. Z. P. O.) zu befriedigen,^ 
wenn eine solche sich ohne Verletzung der Interessen des Ur- 
hebers durchfähren lässt. Immer jedoch ist die Pfändung der 
Einnahmen aus dem übertragenen Recht zulässig; dies hat jedoch 
mit der Vollstreckung in das Recht nichts zu tun. 

In andern Fällen kann sich aus den Umständen die weitere^ 



bei der nicht stehenden Bühne, die einem Unternehmer gehört. Hier er-^ 
hält die Bühne das Recht nur för die Amtsdauer des Unternehmers, im 
ersten Fall steht es der Bühne als solcher zu, im zweiten dem Unternehmer 
in Person. 

In beiden Fällen ist Vollstreckung nar durch Einrichtung einer Yer^ 
waltung möglich. (Siehe Text.) 



ji 
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Unübertragbarkeit ergeben, z. B. der Urheber hat einer sehr 
sprachgewandten Person das Übersetzongs- oder Bearbeitungs- 
recht übertragen, ein Tondichter hat einem tüchtigen Musiker 
das Recht übertragen, einen Klavierauszug seiner Oper herzu- 
stellen, ein Maler hat einem berühmten Kupferstecher das Kecht 
übertragen, einen Kupferstich von seinem neuesten Gemälde an- 
zufertigen. In diesen Fällen ist der Natur der Sache nach das 
Hecht nicht weiter übertragbar, wenn der Urheber gerade mit 
Rücksicht auf die besonderen Fähigkeiten der gewählten Person 
das Kecht auf sie übertragen hat; dies folgt unmittelbar aus dem 
Wesen des Urheberrechts als eines Persönlichkeitsrechts. Das 
Gesetz schweigt hier zwar vollständig, doch darf man das nicht 
so auslegen, als ob nach § 8 jede weitere Übertragung zulässig sein 
sollte. Dem steht auch § 28 des Yerlagsgesetzes entgegen, von 
dem unten gehandelt werden soll. Vielmehr ist es dem Sinn 
des Gesetzes entsprechend, wenn die weitgehendste Bücksicht auf 
die Interessen des Urhebers genommen wird. Es ist daher dem 
einzelnen Fall vorbehalten, die Interessen des Autors abzuwägen, 
und dann erst zu entscheiden, ob weiter übertragen werden 
kann oder nicht. Das Gesetz hat keine allgemeine Begel für 
die unzähligen Fälle aufgestellt. Gierke (8. 808) gibt folgenden 
Anhaltspunkt: Gewöhnlich sei' das bereits übertragene Urheber- 
recht weiterer Übertragung zugänglich, jedoch nur bei ausschliess- 
lichen Befugnissen ; bei relativen Rechten sei gegen Übertragbar- 
keit zu vermuten. 

Wenn man das Becht des Erwerbers nur auf seine Person 
gründete, es also höchst persönlich sein soll, dann ist weitere 
Übertragung unzulässig. In den oben angeführten Fällen ist eine 
Überlassung der Ausübung des Bechts ebenfalls unmöglich, daher 
kann auch keine Verwaltung eingesetzt werden, mithin jede 
Zwangsvollstreckung in das Urheberrecht des Bechtsnachfolgers 
ausgeschlossen. Hier kann nur geholfen werden dadurch, dass 
man den Anspruch auf Honorar pl^nden lässt. Doch hat dies 
mit einer Pfändung des Urheberrechts nichts zu tun, sondern ist 
eine Pfändung einer gewöhnlichen Geldforderung. 

Wenn jedoch bei einem Bechtsnachfolger die Zwangs voll- 
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Streckung zulftssig ist, so muss immer im Äuge behalten werden, 
dass bei dem Erwerber nur so viel gepfilndet werden kann, als 
diesem Rechte zustehen. Soll der Bearbeiter einen „Elayier- 
auszug mit Text^ einer Oper schaffen, so kann nur dies Recht 
bei ihm gepf&ndet werden, nicht auch etwa das Recht, einen 
vierhändigen Auszug herzustellen; dies Recht hat der Komponist 
yielleicht bereits einem andern übertragen. Bei einem Über- 
setzungsrecht in eine fremde Sprache, z. B. französisch, kann nur 
das Recht der Übersetzung ins französische gepfändet werden, 
nicht z. B. das Recht, ins englische zu übersetzen oder gar ein 
Aufiuhrungsrecht. ^) 

Der wichtigste Fall der Übertragung eines Teiles der ur- 
heberrechtlichen Befugnisse ist der AbscUuss eines Verlags- 
vertrags, wodurch der Urheber sein Werk einem Verleger zur 
VervielfiUtigung und Verbreitung für eigne Rechnung überläset 
und ihm dabei das ausschliessliche Recht zur Vervielfidtigung 
und Verbreitung überträgt, der Verleger aber zur Vervielfältigung 
und Verbreitung verpflichtet wird. Hierdurch entsteht ein Rechts- 
verhältnis, das man ,. Verlagsrecht'' nennt, und das durch das 
besondere Gesetz vom 19. Juni 1901 geregelt ist. Das Gesetz 
definiert das Verlagsrecht als das ausschliessliche Recht zur Ver- 
viel&ltigung und Verbreitung; wie wir bereits sahen, ist das 
Recht zur Vervielfältigung und Verbreitung eine aus dem Ur- 
heberrecht entspringende Befugnis. Daraus folgt, dass das Ver- 
lagsrecht aus dem Urheberrecht abgeleitet und kein neues selbst- 
ständig entstehendes Recht ist.^ 



^) yoraosgesetit,' dass die Rechte überhaupt nach dem oben aosge- 
fahrten pftndbar sind. 

') Es folgt dies anoh ans dem Gesets selbst; § 8, Absatz 8 des L. G. 
bestimmt, dass die Übertragung des Urheberrechts auch mit Begrenzung auf 
ein bestimmtes Gebiet geschehen kann. Hier ist das sogen, „geteilte Yer* 
lagsredit" gemeint: hftnfig kommt es, insbesondere bei Werken der Ton- 
konst vor, dass das Verlagsrecht an verschiedene Verleger übertragen and 
dann jedem ein bestimmtes Gebiet überwiesen wird, von dem die andern 
ansgesehlossen sind. Das Gesetz gibt hier deutlich zu erkennen, dass es 
das Verlagsrecht anf&sst als die Übertragung einiger urheberrechtlichen Be- 
fugnisse, also eine Ableitung aus dem Urheberrecht. Andrer Meinung Oster- 
rieth, Bemerkungen zum ]^twurf, S. 88 (anders im Arohiy f. öff. Recht, 
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Auf den Verleger wird jedoch nicbt das ganze Urheberrecht 
übertragen 9 sondern nur die Ansübung bestimmter rechtlicher 
Befugnisse; das Recht zur Vervielfältigung und Verbreitung wird 
nicht als solches (quoad iusj, sondern nur quoad exercitium über- 
tragen. 1) 

Durch den Abschluss des Verlagsvertrags tritt beim Urheber 
eine Beschränkung seines Rechtes ein. £2r darf die Befugnis 
zur Vervielfältigung und Verbreitung oicht mehr ausüben, solange 
das Verlagsverhältnis dauert. Daran ändert nichts, dass beim 
geteilten Verlagsrecht der Urheber für die noch nicht vergebenen 
Gebiete sein Recht behält, denn für jene Gebiete hat er sich ja 
noch nicht seines Rechtes entäussert. Jedenfalls, soweit er das 
Verlagsrecht dem Verleger übertragen hat, muss sich der Ur- 
heber jeder Vervielfältigung und Verbreitung des Werkes ent- 
halten, er steht in dieser Beziehung seinem Werk gegenüber 
wie ein Dritter. 2) 

Daher sind dem Verleger gegen den Urheber dieselben 
Schutzmittel gegeben wie gegen Dritte; er kann den Verfasser 



S. 301 imd 297). Kohler, S. 412. Das Verlagarecht kann jedoch nach dem 
obigen nicht ans dem Yerlagsvertrag konstruiert werden. 

^) Auf diesem Standpunkt steht auch die Begründang (S. 67): „der Ver- 
lagsvertrag ist nicht auf eine Übertragnni; des Urheberrechts selbst gerichtet, 
vielmehr soll der Verleger nor das Recht erhalten, die ausschliessliche Be- 
fugnis zur VervielfUtigrung und Verbreitung in dem durch den Vertrag be- 
zeichneten Umfange und für die im Vertrag bestimmte Zeit auszuüben. Das 
Urheberrecht als solches bleibt daneben bestehen". 

Im folgenden soll kurz der Charakter des Verlagsrechts untersucht 
werden und die Frage, wieweit das Urheberrecht beim Verfasser bleibt. 
Bine eingehende Erörterung dieser Probleme ist ausserhalb des Rahmens 
der Arbeit. 

^ Einige Rechte verbleiben ihm auch hier, so die Befugnis zur Ver- 
vielfUUgung und Verbreitung: 

1. für die Übersetzung in eine andere Sprache oder eine andere 
Mundart. 

2. für die Wiedergabe einer Erzfthlung in dramatischer Form oder 
eines Bühnenwerkes in der Form einer Erz&hlung; 

3. für die Bearbeitung eines Werkes der Tonkunst, soweit sie nicht 
bloss ein Auszug oder eine Übertragung in eine andere Tonart 
oder Stimmlage ist. 

(§ 2, Absatz 3). In diese Rechte kann daher beim Urheber voll- 
streckt werden. 
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wegen „Nachdracks'' belangen, i) Gegen Dritte können sowohl 
der Verleger wie der Urheber vorgehen: hinsichtlich des Yer- 
bietnngsrechts sind sie gleichberechtigt. 

In allen nicht übertragenen Beziehungen verbleibt das Urheber- 
recht dem Urheber, und nach Beendigung des Yerlagsverhaltnisses 
wachsen ihm die übertragenen Befugnisse von selbst wieder zu. ^) 

Durch die Entstehung des Verlagsrechts erhält der Verleger 
neben seinem obligatorischen Anspruch gegen den Verfasser auf 
Gestattung der Vervielfidtigung und Verbreitung noch ein abso- 
lutes, quasidingliches Kecht, das Becht nämlich, jedem Dritten 
(auch dem Urheber) die Vervielfältigung und Verbreitung in dem 
Umfange zu verbieten, in dem der Urheber die Befugnis auf den 
Verleger übertragen hat. Das Verlagsrecht ist also ein abso- 
lutes quasidingliches Recht- ^) 

Auf den Verleger wird nicht die „Substanz^ des Urheber- 
rechts übertragen, sondern nur „das Recht zur Ausübung 
urheberrechtlicher Befugnisse zu wirtschaftlichen Zwecken^, wie 
sich Mittelstaedt- Hillig ausdrückt. Beim Urheber überwiegen 
die persönlichen Interessen, dagegen ist das Verlagsrecht fast 
ausschliesslich Vermögensrecht. Das Urheberrecht ist ein persön- 
liches Recht mit vermögensrechtlichen Beziehungen, das Verlags- 
recht ein Vermögensrecht mit personenrechtlichen 
Beziehungen.*) ^) 



^) YergL SenffertB Archi/, Band 4, No. 80. Di€8er auf den ersten 
Bhok befiremdliche Satz ist eine Konsequenz des Umstandes, dass die Be- 
fagnisse, die der Urheber auf den Verleger übertragen hat, eben nicht mehr 
beim Urheber sind, sondern dem Verleger zostehn. 

^) Ein neuer Beweis, dass das Verlagsrecht vom Urheberrecht ab- 
geleitet sein mnas. 

3) Allfeld, S.^ 28. Heinitz 253. Knhlenbeck 220, 3. Kohler 412. 

Hiermit ist für die Präge der Zwangsvollstreckong noch nichts g^e- 
Wonnen. Es mnss nntersacht werden, ob das Verlagsrecht ein übertragbares 
Vermögensrecht ist. 

«) Mittelstaedt-Hillig, S. 38. Birkmeyer a. a. O., S. 18. Die Eechte und 
Pflichten des Verlegers haben in der Hauptsache eine yermögensrechtliche 
Natur; wenn auch der Urheber ein Interesse daran hat, dass sie in der Hand 
des bestimmten „Verlegers* bleiben, sind sie darum doch nicht höchst- 
persönlich. 

^) Das Verlagsrecht endet mit Ablauf des Vertrag^, femer mit Er- 
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Ausser dem Vermögensrecht erhält der Verleger noch, einige 
höchst persönliche Befugnisse, die ihrer Natur nach unübertrag- 
bar und daher unpfändbar sind. So z. fi. der Anspruch 
gegen den Autor auf „Zustimmung" zur Übertragung des Ver- 
lagssrechts an einen Dritten (§ 28). Dieser Anspruch verdient be- 
sondere Erwähnung, weil sich ergibt, dass ein Gläubiger des 
Verlegers nie den Urheber zur Zustimmung zwingen kann, wenn 
er das Verlagsrecht pfänden will; zuerst müsste der Anspruch 
auf die Zustimmung gepfändet werden, und dies ist nicht möglich, 
weil höchstpersönliche Ansprüche unpfändbar sind. ^) 

Das Verlagsrecht als Vermögensrecht ist nur pfandbar, wenn 
es übertragbar ist. Was zunächst das alte Eecht betrifft, so war 
die Vererblichkeit des Verlagsrechts anerkannt. Sehr bestritten 
war dagegen die Frage, ob der Verleger seine Hechte aus dem 
Verlagsvertrag ohne Zustimmung des Verfassers auf einen andern 
übertragen kann. Das Gesetz enthielt darüber keine Bestimmung, 
und in der ViTissenschaft gingen die Meinungen weit auseinander. 
Während ein Teil der Schriftsteller 2) die Statthaftigkeit der 
Übertragung unbedingt bejaht, wird von andern^) ebenso ent- 
schieden die Unzulässigkeit behauptet, oder doch die Zulässigkeit 



löschen des Urheberrechts: an Werken, an denen kein Urheberrecht besteht, 
gibt es kein Verlagsrecht (Osterrieth, Arch. für öff. Recht. Mittelstaedt 38 G.) 

Eine Ubertragong des Urheberrechts auf einen andern beeinflnsst das 
Verlagsrecht nicht. Jedoch kann die Vervielfältignngs- und Verbreitangs- 
befagnis vom Urheber nicht weiter übertragen werden und daher aach nicht 
bei ihm gepfändet werden, wenn er bereits das Verlagsrecht übertragen hat. 

^) Mit dem Verlagsrecht nichts za tan haben einige vermögensrecht- 
liche Ansprüche, die im Gesetz erwähnt sind z. B. die §§ 10, 11, 30, 31 
(Ablieferang des Werkes, Fortsetzong). Diese Ansprüche sind ohne weiteres 
vollstreckbar nach den gewöhnlichen Regeln, z. B. Abpfändang des Manaskripts. 
(Hierüber anten). 

Ebenso bleiben aasser Betracht die ZwangsvoUstreckang in Forderangen 
des Verlegers gegen Dritte oder den Urheber in Ausübang des Verlagsrechts 
(Honorar oder Schadensersatz), femer die Vollstreckang in den Verlagsvorrat, 
d. i. die Abzüge des Werkes (körperliche (]kgenstftnde). Hier interessiert nur 
die Vollstreckang in das Verlagsrecht selbst. 

3) Klostermann, Urh. S. 148, Dernbarg II, 628, Daude 35, Scheele 22. 

3) Stobbe III 469, Osterrieth, altes and neaes 104, Köhler 414, Mitter- 
maier, deutsches Privatrecht 11, 80. Die beiden letzteren erklärten sie für 
zolftssig bei Ubertragong des ganzen Verlagsgesohäftes. 
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von besondem Voraussetzimgen abhängig gemacht. Die Praxis 
hatte sich fSr Zulässigkeit der Übertragung ausgesprochen, ins- 
besondere das Reichsoberhandelsgericht (XII., S. 355) und das 
Beichsgericht (Strafsachen 17, 268 ff.) Eine gesetzliche Regelung 
der Streitfrage war erforderlich: die beiden Entwürfe des Yer- 
lagsgesetzes ^) bejahten die Frage der Übertragbarkeit. Massgebend 
war unter anderm auch die Rücksicht auf die Gläubiger des 
Verlegers. „Die Verlagsrechte bilden einen wesentlichen Be- 
standteil seines Vermögens, und damit eine Grundlage für seinen 
Kredit. Wird die Übertragbarkeit dieser Rechte ausgeschlosseiii 
so ist die Folge, dass auch im ZwangsvollstreckungsverfahreD 
die Befriedigung der Gläubiger nicht durch Veräusserung der 
Verlagsrechte, sondern nur durch Anordnung einer Verwaltung 
erfolgen kann (Z..P. 0. § 857, Abs. 4, 5)^^ Aus diesen Gründen 
erklärte man die Übertragung für zulässig. Hiergegen wandte 
sich Osterrieth,^) und es entwickelte sich eine lebhafte Kontro- 
verse über diesen Punkt. ^ Im Reichstag war bei der ersten 
Lesung die Mehrheit gegen die Übertragbarkeit, bezw. für Be- 
schränkung derselben.^) In der Kommission wurde auf Grund 
von Vermittelungsvorschlägen die gegenwärtige Fassung von § 28 
vorgeschlagen und vom Reichstag in zweiter und dritter Lesung 
angenommen. 

Wie bei der ganzen Materie des Verlagsrechts, hängt auch 
in diesem Falle alles ab vom Verlagsvertrag. Das Verlagsgesetz 
gibt nur dispositives Recht, in erster Linie ist immer die Partei- 
Vereinbarung massgebend. 

1. a. Im Vertrage kann die volle Übertragbarkeit des Verlags- 
rechts vereinbart werden, so dass die Übertragbarkeit in keinem 
Falle von der Zustimmung des Verfassers abhängt. 



1) § 80 Entw. I Q. § 28 Entw. U^ 

^) Bemerkungen zum Entwurf S. 58 ff. 

^) Für den Entwurf traten ein: Birkmeyer, Kodifikation des V. R. S. 80, 
Kirchhem D. J. Z. V, 889, Staub D. J. Z. VI, 62, Labaiid ebenda, S. 106, 
Llebofiann S. 94, Vermittelungsvorsohlftge machte Lehmann D. J. Z. • VI, 45, 
ihm folgte die Gesetsgebnng. 

«) Berichte S. 519 ff., 543 ff. 
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b. Andrerseits kann im Vertrage die Übertragbarkeit aus- 
geschlossen werden, dies braucht nicht ausdrücklich zu geschehen, 
stillschweigende Vereinbarung genügt auch.^) Dies greift auch 
Platz bei Übertragung des ganzen Geschäftes, auch hier darf das 
eine Werk, dessen Verlagsrecht unübertragbar sein soll, nicht 
übertragen werden.^) Immer jedoch bleibt hier die Möglichkeit, 
dass der Verfasser seine „Zustimmung*^ zur Übertragung gibt. 
Liegt diese vor, so wird das Verlagsrecht übertragbar. 

2. Ist keine Bestimmung über diesen Punkt im Verlags- 
vertrage enthalten, so gelten die Bestimmungen des § 28. 

Das Gesetz unterscheidet zwischen zwei Arten der Über- 
tragung, nämlich 

a) die Übertragung des Verlagsrechts an einzelnen Werken. 
Dies ist an sich unübertragbar; der Verlagsvertrag über ein 
einzelnes Werk gibt dem Verleger keine Verfügung über das 
Werk, sondern nur das Hecht, das Werk in der Form, wie es 
ihm geboten wird, zum Verlage zu benutzen.^) Er darf das 
Verlagsrecht nicht ohne weiteres übertragen, sondern nur mit 
Zustimmung des Verfassers. Der Verleger hat aber einen An- 
spruch auf diese Zustimmung, er kann Klage gegen. den Verfasser 
erheben, seine Zustimmung zu geben. Diese darf nur aus wichtigem 
Grunde verweigert werden, und die Beweislast der Wichtigkeit 
des Grundes hat der Verfasser. Klageberechtigt ist nur der 
Verleger, der Anspruch ist ein höchstpersönliches Recht. Fehlt 
die Zustimmung, so ist das Verlagsrecht un übertragbar. Die Zu- 
stimmimg braucht nicht ausdrücklich erteilt werden, sie kann 
stillschweigend erfolgen, insbesondere gilt sie als erteilt, wenn 
der Verleger den Urheber zur Erklärung auffordert, und dieser 
nicht die Verweigerung binnen zwei Monaten nach dem Empfange 
der Aufforderung dem Verleger gegenüber erklärt. 

Wird die Zustimmung rechtsgültig verweigert, so darf der 



1) Allfeld S. 192, Mittelstaedt S. 97. 

^ Andrer Meinung, Spahn D. J. Z., VI, 175; widerlegt von Allfeld 
a. a. O. 

») R. G. 4, 184. 
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Emrerber sein Recht nicht ausüben, d. h. das Verlagsrecht ver- 
bleibt dem bisherigen Verleger und ist un übertragbar; 

b) handelt es sich aber um eine Übertragung des ganzen 
Verlagsgescbäftes oder eines Zweiges desselben, z. B. des medi- 
zinischen oder juristischen Teils eines Verlages, so gilt der Satz: 
der Verleger kann hier seine Verlagsrechte übertragen, ohne die 
Zustimmung der einzelnen Verfasser erst einholen zu müssen. 
Dies ergibt sich aus den Kommissionsberichten, wo eingehende 
Besprechungen dieser Frage gepflogen wurden.*) § 28 ent- 
hält zunächst den Satz: die Verlagsrechte sind übertragbar, 
dann die Einschränkung, dass beim Vertrag über „einzelne «Werke^^ 
die Zustimmung des Verfassers eingeholt werden müsse. Der 
Gegensatz zu einzelnen Werken ist das ganze Geschäft oder eine 
zusammengehörende Abteilung des Geschäfts. Natürlich ist hier 
in dem oben unter 1 b erwähnten Falle die Übertragbarkeit aus- 
geschlossen, wenn nicht der Autor seine Zustimmung gibt. 

Als Resultat ergibt sich also: die Verlagsrechte sind ent- 
weder übertragbar oder nicht übertragbar. Prinzipiell ist das 
Verlagsrecht ein übertragbares Vermögensrecht. In den Fällen 
Ib und 2a, wenn die Zustimmung verweigert wird, haben wir 
Unübertragbarkeit. 

Das Verlagsrecht unterliegt daher ohne weiteres der Zwangs- 
vollstreckung, die sich jedoch verschieden gestaltet, je nachdem 
es übertragbar (Verkauf) ist oder nicht (Verwaltung).^) 

Da das Verlagsrecht an einem einzelnen "Werke nur mit 
„Zustimmung" des Verfassers übertragen werden kann, so ist 
auch die Pfändung in diesem Falle nur mit Zustimmung des 



1) Allfeld S. 193, Miitelstädt S. 97, B. 

^) Dem steht § 10 L. G. und § 14 E. G. nicht entgegen, denn durch 
den AbschlasB des Yerlagsvertrags hat sich der Antor bereits seiner Befug- 
nisse begeben , und seine persönlichen Interessen werden nicht mehr berührt 
durch eine Vollstreckung beim Verleger. Die „Einwilligung** in die Yoll- 
streokung könnte in der Übertragung des Rechts auf den Verleger erblickt 
werden. Zudem hat er einen starken Schutz in der „Zustimmung'', die vor- 
liegen muss (siehe Text). 
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Verfassers möglich. Der Autor kann sich also vor einem gericht- 
lichen Verkauf des Verlagsrechts dadurch schützen, dass er seine 
Zustimmung verweigert. Der exekutionssuchende Gläubiger kann 
ihn nicht auf Erteilung der Zustimmung verklagen (siehe oben), 
und der Verleger hat kein Interesse daran und wird es daher 
auch nicht tun.^) Ausserdem kann sich der Verfasser dadurch 
schätzen, dass er im Vertrag die Übertragbarkeit ausschliesst. 

'Dem Verfasser bleibt überdies sein Urheberrecht. Es wird 
nur der bereits übertragene Ausschnitt gepfändet, und der Er- 
werber erhält nicht mehr Bechte als der Verleger hatte.^) 

Die Zwangsvollstreckung richtet sich auch beim Verlagsrecht 
nach § 857 Z. R O.») 

Ist nach dem oben dargelegten die Veräusserung zulässig, 
sei es weil das Geschäft veräussert wird, oder es im Vertrag so 
statuiert ist, oder der Verfasser seine Zustimmung erteilt hat, so 
erfolgt die Verwertung durch Verkauf des Verlagsrechts. Ist im 
Vertrage die Unübertragbarkeit festgesetzt, oder verweigert der 
Verfasser rechtsgültig seine Zustimmung, so bedarf es einer be- 
sondern Verfügung des Gerichts, um das Verlagsrecht, insbesondere 
durch Anordnung einer Verwaltung für die Gläubiger nutzbar 
zu machen.*) 



^) Es wird also das Heohtsschutzinteresse fehlen, and wegen Mangel 
einer Reohtsschntzbedingang die Klage nicht dnrchdringen können. 

^) Um den Zusammenhang nicht zu zerreissen, soU hier die Verwertung 
des Verlagsrechts nach der Zwangsvollstreckung kurz betrachtet werden. 
Eigentlich gehörte dies unten zu § 12. 

*) Siehe unten. 

Der Erwerber erhält nur das Recht zur Vervielfältigung und Ver- 
breitung und zwar im selben Umfange, wie es der Verleger gehabt hatte. 
Alle andern Befugnisse, die beim Urheber geblieben oder von diesem 
auf andere übertragen worden sind, werden durch die Vollstreckung beim 
Verleger nicht berührt. 

*) Mittelstadt 100, Allfeld 497. 10. Bei der Pfftadang des ganzen Ver- 
lagsvorrates erhält der Erwerber nicht das Verlagsrecht, da dessen Pfändung 
andern Regehi folgt. Es werden einfach die einzelnen Bücher als körperliche 
Gegenstände gepfändet und versteigert. Der Erwerber darf sie nicht gewerbs- 
mässig verkaufen, da die Verbreitungsbefugnis einen Teil des Verlagsrechts 
bildet, und dies nicht gepfändet ist. 
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§ 8. Die Zwangsvollstreckung in das zukOnftige Urlieberrecht^) 

Bei dem zukünftigen Urheberrecht müssen wir zwei Fälle 
unterscheiden, die auch in ihren Konsequenzen zu verschiedenen 
Resultaten bezüglich der Zwangsvollstreckung führen. 

a) Der Urheber hat nur eine Idee im Kopfe« aber zu ihrer 
Ausfuhrung noch gar nichts getan. 

b) der Urheber hat mit einem Verleger einen Vertrag ab- 
geschlossen, aber das Werk noch nicht vollendet; ein Bildhauer 
hat sich einen Marmorblock kommen lassen, ein Maler ein Ge- 
mälde begonnen, aber das Werk ist noch nicht über die 
Skizzierung gediehen. 

In beiden Fällen haben wir noch kein existentes Urheber- 
recht; es fragt sich nun, ob auch ein zukünftiges Urheberrecht 
(natürlich nur mit Einwilligung des Urhebers) pfändbar ist. Sind 
zukünftige Kechte überhaupt pfandbar? Das Gesetz schweigt 
hier vollständig, ebenso lassen uns die meisten Lehrbücher und 
Kommentare im Stich. Schon im alten Recht war die Über- 
tragbarkeit zukünftiger Forderungen anerkannt, nach B. G. B. 
steht ihr nichts im Wege, und auch die Praxis lässt sie zu (B. G. 
in Z. S. 55, 334). Nun wäre das natürlichste, die Zwangsvollstreckung 
analog zu behandeln und zu folgern: zukünftige Forderungen sind 
übertragbar; es fehlt eine Gesetzesbestimmung, die die Pfändung 
ausschliesst, mithin sind sie pfändbar. Aber man muss hier 
unterscheiden,^) und nicht wahllos jede zukünftige Forderung für 
pfändbar erklären. Künftige ForderuDgen aus bestehenden Rechts- 
verhältnissen sind pfändbar, nicht aber auch Forderungen aus 
künftigen Bechtsverhältnissen. Letztere sind zwar übertragbar, 
aber „der Schluss von der Abtretbarkeit auf die Pfändbarkeit 
künftiger Forderungen, zu denen nicht einmal durch ein be- 
-stehendes Rechtsverhältnis der Grund gelegt ist, ist nicht schlecht- 
hin zwingend".^) 

^) Nachdem bisher das existente Urheberrecht betrachtet wurde, soll 
hier anhangsweise ein Blick aof das zukünftige geworfen werden. 

3) Weismann II, 143. 

^) Weismann a. a. O. Vgl. die Kontroverse in der D. J. Z. 1903 S. 28» 
wo Heuer die Frage bejaht, ihm tritt S. 471 Lippmann entgegen und 1904 
8. 54 Booius. Für die Pfändung S. 400 Marcus und S. 431 ▼. Thur. 
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Die Praxis hat bisher die Pf&nduDg nicht zugelassen,^) jedoch 
ist, wie Schmidt^) treffend bemerkt, die getrennte Behandlung 
der Frage nicht folgerichtig, und die Pf&ndung einer künftigen 
Forderung ebenso möglich, wie die einer bedingten. Mit Recht 
weist Schmidt auf den Pfiichtteilsanspruch hin , der nur pfändbar 
ist, wenn er rechtshängig oder durch Vertrag anerkannt ist, also 
nur dann, wenn eine reale Qrundlage für das Entstehen der 
Forderung gegeben ist.^) Allgemein die Pfändbarkeit zuzulassen 
ist bedenklich, weil dies zu grosser Unsicherheit fähren würde; 
Bur wenn greifbare Anhaltspunkte vorliegen, dass die Forderung 
entstehen wird, darf man sie für pfllndbar erklären.^) 

Wollen wir das gesagte für das Urheberrecht yerwenden, 
so bestimmt zunächst § 413 B. G. B., dass die Vorschriften über 
die Übertragung von Forderungen auf die Übertragung anderer 
Rechte entsprechende Anwendung finden, soweit das Gesetz nicht 
ein anderes vorschreibt. Die Urheberrechte zählen zu diesen 
„andern Rechten'^ das Gesetz schreibt nichts „anderes'^ vor, 
daher ist das zukünftige Urheberrecht übertragbar. Auch die 
Analogie mit der Pfändbarkeit zukünftiger Forderungen wird an- 



^) O. L. G. Karlsrahe, Senffert 40, No. 329 a. 45, No. 58 (altes Becht), 
ebenso Senffert Kommentar, § 829, la. 

3) Lehrbuch, S. 950. 

») Faikmann, 1. Aufl., S. 228, 3. 

*) Marcus bemerkt D. J. Z. 1903, S. 401 : „Lippmann hftlt einen solchen 
P&ndungs- und Überweisungsbeschluss fär wirkungslos. Dem gegenüber 
dürfte daran zu erinnern sein, dass die Z. P. 0. ausdrücklich Pftndungs- 
und ÜbersreisungsbeschlÜBse nennt, deren Wirksamkeit sich auf zukünftige 
Forderungen erstreckt. Wird nftmlich eine Forderung auf Gehalt oder auf 
ähnliche zweifelhafte Bezüge gepfändet, so erstreckt sich das Pfandrecht 
auch auf die erst nach der PfiLndung fUIig werdenden Beträge (§ 832). Die 
auf letztere Beträge gerichteten Forderungen aber sind zukünftige, ungewisse, 
weil durch die Fortdauer des Dienstverhältnisses oder z. B. durch das Fort- 
leben des Benteuberechtigten bedingte**. Vgl. auch noch § 833. Für zu- 
künftige Forderungen ist der Arrest zulässig (§ 916), sie berechtigen zur 
Teilnahme am Konkursverfahren (K. O. §§ 65, 67) ^^^d ebenso müssen sie 
Gegegenstand der Vollstreckung sein. Nach der gegenteiligen Ansicht müsste 
der Gläubiger machtlos zusehen, wie der Schuldner seine noch betagten oder 
bedingten Forderungen auf Dritte überträgt". Da bliebe ihm nur der um- 
ständliche Weg der Anfechtungsklage. 



l 
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wendbar sein. Hier wie dort haben wir zwei Fälle zu unter- 
scheiden — den, dass wo eine reale Grundlage gegeben, und den 
Fall, wo diese fehlt. 

Hat der Urheber nur eine Idee im Kopfe, aber zu ihrer 
Ausfährung noch nichts getan, i) so ist der Fall identisch mit dem, 
dass keine reale Grundlage für das Entstehen einer Forderung 
gegeben ist, mithin ist die Ff&ndbarkeit ausgeschlossen. Der Um- 
weg, die zukünftigen Forderungen gegen den Verleger zu pfiUiden, 
ist ebenfalls nicht gangbar, da auch hierfür keine Grundlage ge- 
geben ist. 

Hat der Urheber aber bereits einen YerlagsTertrag mit einem 
Verleger abgeschlossen, das Werk aber noch nicht hergestellt, 
so haben wir eine reale Grundlage, und das künftige Urheber- 
recht ist pfändbar. Ebenso, z. B. wenn ein Bildhauer sich einen 
Marmorblock kommen lässt, oder ein Urheber an einer Zeitschrift 
arbeitet und verpflichtet ist, in bestimmten Fristen einen Beitrag 
zu liefern, oder wenn ein Urheber an einem mehrbändigen wissen- 
schaftlichen Werk schreibt, und die ersten Bände bereits erschienen 
sind; in all diesen Fällen kann man die Vollstreckung in das 
künftige Urheberrecht für zulässig erklären, denn immer ist ein 
B^chtsverhältnis oder eine Grundlage vorhanden, die das Ent- 
stehen des Urheberrechts in nahe Aussicht bringt. Will man 
nicht so weit gehen, die Pfändung des künftigen Urheberrechts 
für zulässig zu erklären, so kann immer die künftige Forderung 
gegen den Verleger gepfändet werden; nach den obigen Grund- 
sätzen ist dies hier zulässig. 

§ 9. Die Zwangsvollstreckung In das Werk. 

I. Die Exekution in das Manuskript oder das Kunstwerksoriginal 
hat mit der Vollstreckung in das Recht des Urhebers .nichts 
zu tun, muss aber der Vollständigkeit halber erörtert werden, 
zumal sich die neue Gesetzgebung mit ihr beschäftigt hat. 
Durch die Pfändung des ;, Werkes^ erlangt weder der Gläubiger 



^) Vgl. oben a). Das Urheberrecht entsteht erst mit dem Moment, in 
dem das Werk geschaffen ist, es wird erzeugt durch die schöpferische Tätig- 
keit des Urhebers. 
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Qoch ein Erwerber das Urheberrecht, dieses yerbleibt viehnehr 
demjenigen, dem es bis zur Pftndang des Werkes zugestanden hat 

Werk bedeutet in der Literatur und Tonkunst das „Manu- 
skript^ oder eine ähnliche Art der Aufiseichnung (Schreibmaschine, 
Diktat), wodurch das Geistesprodukt eine konkrete Gestalt annimmt, 
BO dass es von andern aufgefasst werden kann. Seiner Natur 
nach ist es wenigen zugftnglich, der Allgemeinheit wird es erst 
durch Druck (oder Vorlesung) zugänglich gemacht. Hierzu wird 
das Werk einem Verleger übergeben, der es drucken Iftsst. Wenn 
nichts bedungen wird, bleibt das Manuskript beim Verleger. 

In der bildenden Kunst ist das „Werk** das vom Künstler 
gefertigte Produkt. Beim Maler das Gemälde, beim Bildhauer 
die Marmorgruppe, beim Fhotographen ist es sowohl die Platte 
(das Negativ), wie auch die Abzüge (die Positive). 

Man sieht bereits den erheblichen Unterschied zwischen den 
Werken der Literatur und Tonkunst im Gegensatz zu den der bilden- 
den Kunst: bei letzterer hat das Werk ohne weiteres einen hohen 
Vermögenswert, bei ersteren nicht von vornherein. Wenn ein 
Maler sein Gemälde nicht verviel^tigen lässt bei einem Verleger, 
80 ist das Gemälde lediglich ein Verm&gensstück, an dem ihm 
jedoch ein Urheberrecht zusteht, in der Art, dass er z. B. dem 
Erwerber verbieten kann, das Gemälde vervielfilltigen zu lassen. 
Diesen Unterschied hat auch die Eeichsgesetzgebung berücksichtigt. 
Die herrschende Meinung hatte im alten Recht die Exekution in 
das Werk ohne weiteres zugelassen, das es ein Teil des beweg- 
lichen Vermögens sei.^) 

IL Bei der Beratung des § 811 Ziffer 5 der Z. P. O. wurde 
der Wunsch geltend gemacht, die Manuskripte in das Verzeichnis 
der Gegenstände aufzunehmen, die der Pfändung nicht unterworfen 
seien. Diesem Wunsche gegenüber wurde geantwortet, die Frage 
werde im Urheber- oder Verlagsrecht zur Entscheidung gebracht 
werden. Der Entwurf des Urheberrechtsgesetzes von 1901 enthielt 
aber wieder keine darauf bezügliche Bestimmung, daher wurde in 
der Kommission ein Antrag gestellt: 

1) Motive d. Gbs. von 1870, S. 38. Wächter, Ant. S. 115. Stobbe 46. 
Oierke 814. Note 43. Dagegen Kohler 270. 
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^Die ZwangSToUstreckuDg in das Manuskript (Entwarf, Skizze 
usw.) seitens eines Gläubigers^ welchem das Urheberrecht oder 
das Verlagsrecht nicht zusteht, ist unzulässig.^ 

Man ging davon aus, der Gläubiger, der ein Manuskript ge- 
pfändet habe, könne es nicht Tervielfältigen oder verbreiten^ da 
dies Recht der Urheber behalte. Es sei daher sachgemäss, wenn 
durch die beantragte Bestimmung auch schon die Pfändung des 
Manuskripts ausgeschlossen werde. Der Regierungsvertreter machte 
aber geltend, dass dem Grundgedanken des Entwurfs entspreche, 
die Zwangsvollstreckung insoweit für unzulässig zu erklären, als 
eine Exekution in das Urheberrecht nicht stattfinden dürfe. Die 
Fassung des Antrags sei deshalb bedenklich, denn dieser mache die 
Zwangsvollstreckung gegen die Erben des Urhebers, dessen Werk 
bereits erschienen ist, für den Fall unmöglich, dass die neue 
Auflage nach einem von neuem durchgesehenen Manuskript er- 
folgen soUa ^) Ein Regierungsvertreter gab anheim, den Grund- 
gedanken des Antrags in eine Bestimmung zu kleiden des Inhalts: 

„Die Zwangsvollstreckung in das Manuskript ist insoweit 
nnzxQässig, als sie unzulässig ist in das Urheberrecht selbst^. 

Dieser Antrag wurde angenommen, und die Redaktionskom- 
mission beschloss die gegenwärtige Fassung (§ 10). 

Die Reichsgesetzgebung erklärt also die Vollstreckung in 
das Werk für unzulässig gegen den Urheber selbst und seinen 
Erben, wenn das Werk noch nicht erschienen ist. Wenn diese 
jedoch einwilligen, kann das Werk gepfändet werden. 

Bei allen andern Rechtsnachfolgern ist die Exekution zu- 
gelassen.^) 



^) Das Manuskript sei dann nnpt&ndbar, dagegen sei die Fföndung des 
Urheberrechts freigegeben. 

^ Dies kann oft praktisch werden, öfters geben Komponisten oder 
Dichter, die in Geldverlegenheiten sind, Manuskripte aus der Hand, um Geld 
zu bekommen; dann erhftlt der Geldgeber als Dank das Autograph. Wenn 
später ein Gl&ubiger gegen den Erwerber die Zwangsvollstreckung betreibt, 
so kann unter Umst&nden ein recht hoher Erlös durch Pftndung des Auto- 
graphs erzielt werden. Veigl. ausserdem das am Anfang des Paragraphen 
Aber den Verleger Gesagte. 
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Die Exekution ergreift nur das Werk und nicht das Urheber- 
recht, ergreift es also etwa als Autograph eines berühmten Mannes. 
Der Erwerber erwirbt lediglich das Eigentum an dem Manuskript. 
Pfändung und Verwertung erfolgen nach den gewöhnlichen Regeln 
-der Z. P. O. über die Pfändung körperlicher Gegenstände. 

Anders ist es bei der Vollstreckung von selten des Ver- 
legers, mit dem der Autor einen Verlagsvertrag abgeschlossen 
hat, und dem er das Werk nicht herausgibt. Dieser bedarf zur 
Pßtndung nicht die Einwilligung des Urhebers oder des Erben. 
Ebensowenig ein Pfandgläubiger dem das Werk verpfändet 
■wurde. ^) ^) 

m. Bedauerlicher Weise steht das Reichsgesetz vom 9. Januar 
1907 nicht auf dem gleichen Standpunkt. Der § 14 unterscheidet 
«die Zwangsvollstreckung in das Werk und die Vollstreckung in 
-solche Formen, Platten, Steine oder sonstige Vorrichtungen, welche 
ausschliesslich zur Vervielfältigung des Werkes bestimmt sind. 
Nur die Letzteren werden dem Urheberrecht gleich gestellt, und 
es gelten hier die oben dargelegten Grundsätze. 

Dagegen ist die Vollstreckung in Werke der bildenden 
Künste und der Photographie vollständig freigegeben. Es steht 
jedem Gläubiger frei, ein Werk seines Schuldners pfänden zu 
lassen. Hiergegen hat sich zunächst Allfeld erklärt.^) Er sagt, 
bei Manuskripten sei die Vollstreckung beschränkt, nicht etwa, 
weil sie in der Regel keinen Vermögenswert haben, sondern weil 
die Persönlichkeit des Urhebers gegen eine Veröffentlichung seines 
Werkes wider seinen Willen geschützt werden müsse, und dieser 
Grund trifft bei Werken der bildenden Kunst ebenfalls zu. Ein 
Künstler könne durch das Gesetz gezwungen werden, unvollendete 
oder misslungene Werke, die er nie aus der Hand gegeben hätte, 
•der Öffentlichkeit preiszugeben und so seinen künstlerischen Ruf zu 



^ Hier liegt übrigens eine „EinwOliguDg" schon im Absohlass des 
SPfandrertrages. 

*) Allfeld, S. 100. Kahlenbek, S. 108. BegrOndong, S. 20. 

'^) D. J. Z. 1904, S. 705 ff. 1906, 290. 

4* 
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Bcliftdigen. In der Tat könnte er dadurch mehr geschädigt werden^ 
als das Interesse des Gläubigers wert wäre. ') 

Allfeld a. a. 0. wendet gegen die Freigabe der Exekution 
in Werke der Photographie nichts ein. Aber er verfithrt hierin 
nicht konsequent. Allenfalls bei gewerbsmässigen Photographen 
ist die Freigabe unbedenklich, aber sollen auch Werke von 
Amateurphotographen der Vollstreckung preisgegeben sein? In 
Hinblick auf sie lässt sich nur geltend machen, dass schlechte 
Bilder ihres geringen Wertes wegen kaum gepfändet werden 
dürften, und dass ausserdem das Interesse an der Geheimhaltung 
häufig nicht so gross ist. Anders ist es, wenn der Urheber die 
Bilder nicht in die Öffentlichkeit gelangen lassen wollte. Hier 
steht er den Gläubigem schutzlos gegenüber. Man denke ferner an 
Naturaufnahmen in fremdenWeltteilen, wenig bereisten Kunststätten, 



^) Die Motive bemerken, ein anfertiget Werk könne einen betrAcht» 
liehen Vermögenswert haben, and dieser soll den GlAabigem nicht entzogen 
vrerden. Das Persönlichkeitsrecht des Urhebers werde schon darch § 811, 5 
Z. P. O. geschütst. Dieser Hinweis ist anbegreiflich. Ein Werk ist doch 
nicht ein sar persönlichen Fortsetzang der Erwerbstätigkeit anentbehrlicher 
Gegenstand, ebensowenig Skizzen and Entwürfe. Sehr treffend äassert sich 
Osterrieth (Bemerkangen, S. 142): „Es ist klar, dass ein in Vermögensverfall 
geratener KOnstler Werke, die er schon aaf allen möglichen Aasstellangen 
heramgeschickt nnd vergeblich feil geboten hatte, nicht nan plötzlich unter 
Berafang aaf seine idealen Xanstinteressen der Zwangsvollstreckang entziehen, 
kann. Anders steht es jedoch mit den Skizzen and Entwürfen, die sich in 
seinem Atelier befinden, die er niemals der Öffentlichkeit preiszogeben be- 
absichtigte, and die infolgedessen fOr ihn niemals wirtschaftlich verwertbare- 
Objekte bedeateten. Will man den Künstler nicht zwingen, wenn der Be^ 
sadh des Gerichtsvollziehers droht, seine sftmtlidien Skizzen, Entwürfe and 
Modelle za vernichten, am sich davor za retten, dass darchaas anreife, l&ngst, 
überholte and für die Veröffentlichang ungeeignete Entwürfe in den Kansi* 
handel gelangen, so beschrftnke man die Zwangsvollstreckang nar aaf solche 
Werke, die gemäss einer aasdrücklichen Erklärung des Künstlers oder eine 
konkludente Handlang zur Veröffentlichung bestimmt waren". Ebenso möchte- 
Babel das österreichische Gesetz interpretieren. Grünhut, Bd. 27, S. 182 C 
Eine solche Bestimmung enthält Art. 9 des belgischen Gesetzes, derselbe er-^ 
klärt die Werke der bildenden Kunst bei Lebzeiten des Autors für un- 
pfllndbar „tant qu* elles ne sont pas pr@tes pour la vente ou la publication*'. 
Auf diese Bestimmung hätte im Reichstag hingewiesen werden sollen, dann 
wäre der unbefriedigende Paragraph nicht in das Gesetz gekommen. So- 
aber hat weder die Kommission noch der Reichstag diesen Paragraph be- 
handelt, er wurde debattelos angenommen in der Gestalt des Entwurfes. 
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an die Photographie als Hilfsmittel der Astronomie, an die Her- 
stellung photographisoher Himmelskarten, die der Urheber geheim 
halten will, nm sie in einer wissenschaftlichen Arbeit zu ver- 
werten. Hier kann durch Freigabe der Zwangsvollstreckung die 
mühsame Arbeit unterbrochen werden, wenn die Bilder zu früh 
andern bekannt werden. Hierdurch kann der Erwerber z. B. 
die Entdeckungen des Urhebers selbst in einem ähnlichen Werke 
verwerten und hiedurch diesen schwer schädigen. Der Mangel 
der Gesetzgebung ist hier gerade so fühlbar wie bei Bildwerken, 
und eine einheitliche Regelung wie im belgischen Gesetze wäre 
wünschenswert gewesen. Die jetzige Fassung ist sehr zum Nach- 
teil des Urhebers und zugunsten und schrankenloser Machtont- 
faltung der Gläubiger. 

Eine analoge Behandlung wie die literarischen Werke lassen 
die Bildwerke nicht zu, da sie ihrer Natur nach bereits einen 
beträchtlichen Vermögenswert repräsentieren, dessen Pf&ndbarkeit 
nicht erst von einer Einwilligung abhängig sein kann. Daher 
ist die oben erwähnte Bestimmung des belgischen Rechts ent- 
schieden am meisten zu befürworten.^) 



Das Verfahren. 

§ 10. Die Pfändung. 

I. Wenn die Pfändung eines Urheberrechtes stattfinden soll, 
80 müssen die allgemeinen Voraussetzungen gegeben sein, die bei 
der FfiUidung eines jeden Rechts vorliegen müssen. 

Zunächst muss ein vollstreckbarer Titel gegeben sein, der 
mit der Vollstreckungsklausel versehen ist. Dieser gültige Titel 
muss vor Beginn der Zwangsvollstreckung zugestellt sein. 
Der Antrag der Zwangsvollstreckung muss beim zuständigen 
Gerichte gestellt werden, dem Vollstreckungsgericht. Ausschliess- 
lich zuständig ist das Amtsgericht, bei welchem der Schuldner 
im deutschen Reiche seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, und 



^) Der Paragraph wäre daher etwa zu fasten: „Die Zwangsvollstreokung 
in das Werk findet ohne Zastimmong des Urhebers nar statt, wemi das 
Werk zum Verkauf oder zur VerOffentliohimg bestimmt ist*'. 
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in ErmangeliiDg eines solchen das Amtsgericht, bei dem nach 
§ 23 Z. P. O. Klage erhoben werden kann. ^) 

Keine Yoraussetzung für die P&ndong ist, dass die Forde- 
rung, wegen der gepfändet wird, und das Urheberrecht bezüglich 
der Summe die gleiche Höhe haben, also kongruieren. Abge- 
sehen davon, dass sich der Wert eines Urheberrechts kaum von 
vornherein bestimmen lässt, ist gar nichts dagegen einzuwenden, 
wenn für eine niedere Forderung ein verhältnismässig wertvolles 
Urheberrecht gepfändet wird. ^) Dies gilt trotz des Verbotes der 
Überp&ndung, das § 803, 2 ausspricht. Dieses bezieht sich hier 
wie bei Forderungen überhaupt nur auf den Fall, wo zu viele, 
nicht aber wo zu wertvolle Urheberrechte gepfändet werden. 
Hat z. B. der Urheber mehrere Urheberrechte an verschiedenen 
Werken, so darf, wenn voraussichtlich ein einziges Urheberrecht 
zur Befriedigung des Gläubigers ausreicht, nur das eine gepfändet 
werden und nicht mehrere. Dagegen darf, wenn die Forderung 
200 Mark betragt und das Urheberrecht einen mutmasslichen 
Wert von mehreren 1000 besitzt, letzteres trotzdem gepfändet 
werden. Auf diese Weise allein kann der § 802 ausgelegt 
werden, da sich sonst eine Befriedigung des Gläubigers nicht 
erzielen liesse.^) Im praktischen Ergebnis ist diese Auslegung 
nicht so rigoros, wie es den Anschein hat: zur Vollstreckung 
bedarf es der Einwilligung des Urhebers, und dieser kann sie 
gegebenenfaUs verweigern. 

n. Die Vollstreckung beginnt mit Einreichung des Antrags auf 
Erlass des Pfändungsbeschlusses durch das Gericht. Daraus 
folgt, dass der Zustellungsnachweis des Schuldtitels schon mit 
dem Antrag auf Pfändung dem Gerichte vorgelegt werden muss.^) 

Die Vollstreckung in das Urheberrecht geschieht nach § 857 
Z. P. 0.^) Das Urheberrecht ist, sobald die oben dargelegten 

^) Alle diese Fragen sind nur kurz erwfthnt. Eingehend behandelt sind 
nur die Besonderheiten, die sich bei der Pftndong des Urheberrechts ergeben. 

^ Ganpp-Stein, § 808, III. Seoffert, § 829, 4 b. S. 

^ Yergl. Barlage, Zeitschr. £. Zivilprozess 23, 241 ff. 

*) Gaapp-Stein, § 704 VII 2. E. Gt. 25, 270. 

&) Falkmann, S. 281. Schmidt 960. Qanpp-Stein, § 857. Seuffert, 
§ 857. 
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Voraussetzangen eingetreten sind, ein Vermögensrecht geworden, 
das nicht zum beweglichen Vermögen gehört. Es ist als solches 
veräusserlich und übertragbar, nur als Verlagsrecht, wie oben 
schon erörtert, unter Umständen bloss der Ausübung nach über- 
tragbar. Es finden bei der Vollstreckung nach § 857 die Be- 
stimmungen über die Pfändung von Geldforderungen entsprechende 
Anwendung. 

Das Gericht erlässt zunächst einen Ffändungsbeschluss auf 
einseitige Behauptung des Vollstreckungsgläubigers, ohne dessen 
Angaben zu prüfen. Der Beschluss lautet etwa: 

Nach Bezeichnung des Anspruchs „Wegen dieses An- 
spruchs, und der Kosten wird das angeb- 
liche Urheberrecht des Schuldners an gepfändet. 

Der Schuldner hat sich jeder Verfügung über das Urheber- 
recht zu enthalten". 

Hierauf wird der Beschluss zugestellt und zwar ist, da ein 
Drittschuldner nicht vorhanden ist, die Pfändung mit dem Zeit- 
punkt als bewirkt anzusehen, in dem dem Schuldner der Beschluss 
zugestellt ist. 

Die Wirksamkeit des Beschlusses hängt hier jedoch von 
zwei Bedingungen ab: zunächst von der Bedingung, dass das 
Urheberrecht wirklich besteht und der Schuldner seine Ein- 
willigung erteilt. Letztere zu erteilen oder zu verweigern steht 
völlig im Belieben des Schuldners, es kann nicht auf die Ein- 
willigung geklagt werden, die Erteilung derselben ist ein höchst- 
persönliches Recht des Urhebers. 

Wir haben es hier mit einem eigenartigen juristischen 
Gebilde zu tun. 

Ebenso wie bei der Vollstreckung in eine Forderung, falls 
sich hinterdrein die Forderung als nicht bestehend oder als 
schon getilgt erweist, so zerfliesst hier die Pfändung in nichts, 
wenn der Urheber sich weigert, die Einwilligung zu geben. 
Die Pfändung erfolgt unter der aufschiebenden Bedingung, 
dass sie nur dann wirksam wird, wenn der Urheber in die 
Pfändung einwilligt, bezw. seinen Widerspruch unterlässt. Die 
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PAndimg wird unwirksam, wenn der Autor seine Einwilligung 
nicht erteilt oder der PfiUidung widerspricht. Im Ver&hren stellt 
sich, wie oben schon erörtert die Einwilligung dar als Vor« 
bedingung für die Verwertung. Wenn keine EinwiUigung vor- 
liegt, stürzt der Pfiüidungsbeschluss als wirkungslos zusammen. 
Dagegen ist die Einwilligung gegeben, tatsächlich oder konklu- 
dent, so kann zur weitem Verwertung (siehe folgender §) ge- 
schritten werden. 

Als einfaches Beispiel, um den Gang des Verfahrens zu ver- 
anschaulichen, diene folgendes: 

Ein Gläubiger hat einen vollstreckbaren Titel mit Forderung 
von 1000 Mark. Er geht gegen den Schuldner, den Dichter X 
vor und erwirkt einen Pfändungsbeschluss: das angebliche Ur- 
heberrecht des Dichters X an dem Drama j wird gepfändet. 
Den Beschluss lässt der Gläubiger zustellen an X. Hierauf ist 
nur vorläufig die P&ndung erwirkt. Wenn X den Beschluss 
nicht annimmt oder nachher widerspricht (siehe unten) so fällt 
der Beschluss wirkungslos in sich zusammen. Wenn jedoch X 
nicht widerspricht, oder dem Zustellungsbeamten erklärt, er 
willige in die Vollstreckung ein, so ist das Urheberrecht ge- 
pfändet, und der Gläubiger erwirbt daran ein Plandungspfand- 
recht. Der Schuldner X muss sich jeder Verfügung über sein 
Urheberrecht und zwar in seiner Totalität enthalten. Welcher 
Ausflass des Urheberrechts zur Verwertung verwendet wird, das 
ergibt sich erst später aus den Anordnungen des Kicbters. 

III. Der Schuldner kann seine Einwilligung verweigern, dadurch, 
dass er den Pfändungsbeschluss bei der Zustellung zurückweist. 
Hierdurch tut er den Willen kund, dass er mit der Zwangsvoll- 
streckung in sein Urheberrecht nicht einverstanden ist. Er kann 
jedoch nacher auch noch widersprechen, dies geschieht als An- 
trag, Einwendung oder Erinnerung, die die Art und Weise der 
Zwangsvollstreckung betreffen. (§ 766.) Der Schuldner stellt 
hierbei an das Vollstreckungsgericht den Antrag, die Pfändung 
aufzuheben, oder er wendet ein, dass er nicht in die Pfändung 
einwillige. Einer Klage seinerseits bedarf es nicht, der 
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KlsLgeweg ist sogar für den Schuldner in diesem Falle aus- 
^geschlossen. 1) 

Sobald die VoUstreckang beendet ist, kann der Urheber nicht 
mehr widersprechen, denn die Erinnerungen des § 766 können 
nur solange geltend gemacht werden , als ihr Zweck noch er- 
reichbar ist. Ist daher die Vollstreckung durch die Verwertung 
des gepfändeten Bechts bereits beendet, so kann der Urheber 
nichts mehr machen, denn an einem Anspruch aus ungerecht- 
fertigter Bereicherung wird es meist fehlen, wenn nicht andere 
Mängel vorliegen, z. B. das Fehlen eines zur Vollstreckung ge- 
eigneten Schuldtitels.') Deshalb muss der Urheber, wenn er 
nicht seines Einspruchs verlustig gehen will, sofort nach Zu- 
stellung des P&ndungsbeschlusses widersprechen. Schweigt er, 
so q[>richt eine Vermutung für seine Einwilligung in die Voll- 
streckung. 

IV. Sobald die Pfändung eine endgiltige ist, erwirbt der p&n- 
dende Gläubiger ein Pfandrecht an dem Urheberrecht, das er 
bis jetzt nur aufschiebend bedingt inne hatte. Dadurch erlangt er 
den Vorrang vor allen später pfändenden Gläubigem und wird 
auch sicher gestellt gegen Verfügungen des Urhebers, die ihn 
benachteiligen könnten. Jede Verfugung, die der Schuldner vor- 
nimmt und die den Gläubiger benachteiligt, z. B. Veräussernng 
oder Übertragung des Urheberrechts, bleibt dem Gläubiger gegen- 
über ohne Wirkung, sie ist für ihn „unbeachtlich^^ wie B. Schmidt 
sich treffend ausdrückt. Das Urheberrecht wird gewöhnlich in 
seiner ganzen Ausdehnung gepfändet, da der Gläubiger allein 
nicht wissen kann, über welche Ausflüsse der Autor bereits ver- 
fügt hat. Dies kann nur vom Schuldner selbst erfahren werden, 
daher wird als Einleitung des weitem Verfahrens nach dem An- 
trag des Gläubigers zunächst der Autor gehört werden müssen. 
Er muss dann Auskunft erteilen, wie weit ihm das Urheberrecht 
noch zusteht, welche Ausflüsse er übertragen hat usw. Erst 

^) YergL Stmokmann and Koch, Z. P. O., 7. Aoflasre, 1900, Berlin. 
Anm. 1 zu § 766, S. 856. Gaupp-Stein, § 766 1, 1. Falkmann, 2. Aufl., 
S. 875, Note 9. Senffert, § 766, 2 c. und die dort angef. Judikatur. 

3) Falkmann, 2. Aufl., 879, 6 und B. G. 56, 70. 
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nicht yerkündet wird, den Parteien von Amtswegen zuzostellea 
und ist mit den gewöhnlichen Rechtsbehelfen anfechtbar. 

Ein anderer Gnind dafür , dass nur die beiden zuletsst an- 
gegebenen Wege zulässig sind, ist folgender : sobald durch rechts- 
kräftigen Besohluss des Yollstreckungsgerichts das Autorrecht 
fiberwiesen ist, können Einwendungen gegen die Art und Weise 
der Zwangsvollstreckung nicht mehr aus § 766 (ebenso ist keine 
Klage aus § 771 mehr möglich) geltend gemacht werden, denn 
die Handlungen, die der Gläubiger zur Verwertung des Urheber- 
rechts vornimmt, können nicht nach § 766 angefochten werden. 
Der Schuldner kann nicht mehr seine Einwilligung verweigern, 
und Dritte können keine Widerspruchsklage erheben, (letztere 
sogar gar nicht in dem ganzen Verfahren). Mit Erlass des Über- 
weisungsbeschluBses ist nämlich die Zwangsvollstreckung bereits 
beendet, und beide Klagen sind nur bis zur Beendigung des Ver- 
fahrens zulässig. 

In diesem Falle also wäre der Gläubiger schrankenlos, 
daher muss anzunehmen sein, dass eine Überweisung zur Ein- 
ziehung unzulässig ist. Möglich sind mithin nur die „Anord- 
nungen des Gerichts" oder die Veräusserung des Bechts im 
Wege der Versteigerung oder durch Verkauf aus freier Hand. 

II. Durch derartige Anordnungen darf jedoch kein Weg ein- 
geschlagen werden, der dass Recht eines Dritten verletzt. Hat 
schon der Urheber eine Befugnis übertragen, z. B. das Verlags- 
recht, und das Gericht ordnet etwa in Unkenntnis dieser Mass- 
regel den neuen Abschluss eines Verlagsvertrags an, so fragt es 
sich, was kann der Dritte (Verleger) hiergegen tun. Dem Dritten 
ist hier die Klage aus § 771 gegeben. Diese Exekutionsinter- 
vention wird gewährt, wenn durch das Vollstreckungsverfahren 
ein absolutes Becht eines Dritten verletzt wird, wenn der Dritte 
an dem Gegenstande der Zwangsvollstreckung ein die Ver- 
äusserung hinderndes Recht hat. 

Nach der herrschenden Ansicht ist die Übertragung einer 
urheberrechtlichen Befugnis gewöhnlich die Begründung eines 
absoluten Rechts des Erwerbers, vgl. besonders das Verlagsrecht 
(oben § 8). Da im allgemeinen immer die urheberrechtlichen 
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Befugnisse als ausschliessliche übertragen werden, so hat der 
£rwerber ein absolutes Recht. ^) Unter Umständen kann jedoch 
auch das Becht als relatives, d. h. als nicht ausschliessliches 
übertragen werden. Wächter sieht hierin keine Übertragung 
des Urheberrechts, jedoch mit Unrecht, da das Urheberrecht 
kein Eigentum oder ein anderes Sachenrecht ist. Es ist ein 
Persönlichkeitsrecht, und daher „Hegt in jeder Einräumung einer 
Verfugungsmacht über das gewährleistete Persönlichkeitsgut auch 
eine partielle Übertragung^ 2) So wird z. B. durch Übertragung 
des Aufführungsrechts gewöhnlich ein relatives Becht begründet, 
aber auch nur, wenn man das ganze Aufführungsrecht betrachtet. 
Für die Stadt, in der sich die betreffende Bühne befindet, ist 
die Übertragung des Auffiihrungsrechts ebenfalls ein absolutes 
Recht. Die Bühne könnte, wenn einer Konkurrenzbühne am 
Platze im Wege der Vollstreckung dasselbe Aufführungsrecht 
übertragen würde, mit Klage aus § 771 widersprechen. Diese 
Klage ist bei allen absoluten Bechten zulässig und man kann 
allgemein sagen: Beinahe jeder, dem eine urheberrechtliche Be- 
fugnis übertragen ist, kann die Ezsindierungsklage anstrengen, 
wenn in sein Becht durch die Exekution eingegriffen wird. Die 
Ausnahmen sind verschwindend klein; für sie steht § 766 zur 
Verfügung. 

III. Es fragt sich noch, wann, bis zu welchem Zeitpunkt die 
Klage aus § 771 zulässig ist. Die Antwort ist zugleich die Be- 
antwortung der Frage, wann die Vollstreckung in das Urheber- 
recht vollendet ist, da die Exekutionsintervention nach bekannten 
Grundsätzen nur bis zur Beendigung der Vollstreckung denkbar ist. 

Bei der Pfändung von Forderungen oder andern Vermögens- 
Techten endet sie nicht schon mit der Überweisung zur Ein- 
ziehung, denn wenn auch die nachfolgende Beitreibung der 
Forderung formell von der Zwangsvollstreckung gegen den 
Schuldner getrennt erfolgt, so ist sie doch inhaltlich ein Teil 
davon. Sie steht sachlich der Versteigerung und der Einziehung 



^) Gierke, S. 807. Allfeld S. 94. W&chter, Autorrecht, S. 116. 
8) Gierke, a. a. 0., Note 10. 



\ 



/ 



g2 Widerspmchsklage. 



des Erlöses vom Meistbietenden gleich und ist wie diese ein 
sich aus der Pfändung ergebender, zu ihrer Durchführung be- 
stimmter Akt. ^) 

Ebenso ist es auch hier. So lange das Verfahren fortgesetzt 
wird, um das Urheberrecht zu verwerten, z. B. in Verfolgung 
der durch das Gericht getroffenen Anordnungen, ist eine Wider- 
spruchsklage aus § 771 möglich. Dies ist einleuchtend, denn 
wenn mit der Anordnung des Gerichts die Vollstreckung beendet 
würde, so könnte überhaupt keine Klage angestrengt werden. 
Wird z. B. ein Urheberrecht gepftndet, so weiss noch kein 
„Dritter^ ob gerade sein Becht bedroht ist; er erfährt dies erst 
durch Bekanntwerden der Anordnung. Vorher kann er keine Klage 
erheben, denn sonst müssten ja bei einer Pfändung eines Urheber- 
rechts alle „Dritte^ (und diese sind mitunter zahlreich), sofort 
aus § 771 klagen. Erst nach der Anordnung des Gerichts kann 
ein Dritter die Ellage erheben, erst hierdurch erfährt er, ob in 
sein Becht eingegriffen werden soll. So kann der Verleger nur 
widersprechen, wenn das Gericht einen neuen Verlagsvertrag mit 
einem andern Verleger anordnet, nicht dagegen, wenn es die 
Übertragung des Übersetzungsrechts anordnet.^) 

Die Vollstreckung endet mithin erst in dem Moment, mit dem 
die Anordnung des Gerichts vollständig ausgeführt ist. Vorher 
ist immer noch die Klage aus § 771 zulässig. 



1) Gaapp-Stein, S. 342, 2 und Note 64. 

*) Der Dritte kann daneben immer auch mit § 766 vorgehen. Senffert, 
S. 875 und Literaturangaben daselbst. 




Schluss. 

Die Tendenz der Gesetzgebung geht gegenwärtig dahin, 
immer mehr Vermögensrechte der Zwangsvollstreckung zu unter- 
werfen. Da jedoch die Gründe, die bisher die Pfändung aus- 
geschlossen haben, nicht übersehen werden dürfen, so darf nicht 
ohne weiteres die Pfändung zugelassen werden. Vielmehr stellt 
die Gesetzgebung Bedingungen auf, die vorliegen müssen, damit 
das Eecht gepfändet werden kann. 

Wir haben also „bedingt pf&ndbare Rechte" vor uns, zu 
denen auch das Urheberrecht gehört, das beim Vorliegen der 
Einwilligung pfändbar ist.^) 

Die Beratung bezüglich der Pfändung des Pachtrechts wurde 
oben schon erwähnt. Beispielsweise kann auch noch auf dea 
Pflichtteilsanspruch nach § 852 verwiesen werden, der bereits 
oben erörtert wurde. 2) Ferner gehört hierher der Fall des 
§ 8öO, Absatz 4, wonach die Pfändung eines sonst unpfänd- 
baren Einkommens ebenfalls nur dann zugelassen wird, wenn eine 
bestimmte Voraussetzung gegeben ist. 

Das Urheberrecht hat jedoch die Besonderheit, dass es beim 
Urheber ein absolut bedingt pfandbares Recht ist, d. h. dass immer 
die Bedingung vorliegen muss. Beim Erben dagegen ist es ein 
relativ bedingt pfändbares Recht, d. h. nur wenn das Werk noch 
nicht erschienen ist, muss die Bedingung vorliegen. 

Bei allen andern Rechtsnachfolgern ist es pfändbar. 

Man muss anerkennen, dass die Reichsgesetzgebung die 
Frage der Zwangsvollstreckung in das Urheberrecht im grossen 
und ganzen glücklich geregelt hat. 



-•« 



^) Leider hat die gründliche Untersaohimg Wilheha A. Müllers, Die 
Wirksamkeit des Ffändangflpfftndreohts (1907) sich auf diese Erscheinungen 
nicht erstreckt. 

^ PflUidbar nur, wenn er rechtshängig oder anerkannt ist. 
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